Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1249 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/I — A 0213 — 7/58 


Bonn, den 21. September 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausga- 
ben im 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 
(§ 33 Abs. 1 RHO) 


Gemäß § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung überreiche idi 
die Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgaben im Betrage von 10 000 DM und darüber für das 
4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958. 


In Vertretung 

Hettlage 


Drude: Bonner Univexsitäts-Budidnickerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 




An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1958 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



0103 

301 


01 03 

"95F 


Einzelplan 01 — Biindespräsident und Bundespräsidialamt — 


473 000 — 


^ 71 000,— 


Kosten aus Anlaß von Staatsbesuchen des Bundespräsiden- 
ten im Ausland 

Neben den im Bundeshaushaltsplan 1958 vorgesehenen 
Staatsbesuchen in USA und Kanada hat der Bundespräsident 
auch Großbritannien im Rechnungsjahr 1958 einen Besuch 
abgestattet. Die Staatsbesuche des Bundespräsidenten sind 
politisch bedingt; die dadurch entstandenen Kosten daher 
unabweisbar. 


Die tatsächlich entstandenen Kosten waren in ihrer Höhe 
nicht vorauszusehen. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 40. Sitzung am 8. Oktober 1958 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen. 


5 000,— 


23 708,59 


Kosten des Personalgutachterausschusses für die Streitkräfte 

Der Bundesminister für Verteidigung hat dem Personalgut- 
achterausschuß für die Streitkräfte Anträge zur Überprüfung 
um Einstellung in die Streitkräfte vorgelegt. Die Plenar- und 
Unterausschußsitzungen des Personalgutachterausschusses 
haben höhere Kosten verursacht, als vorauszusehen war. 

Die Ausgaben waren unabweisbar. 

Die Gesamtausgaben bei diesem Titel sind aus dem Ver- 
teidigungshaushalt erstattet worden. 


02 01 
107 


112 300,— 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


18 960,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Häufung der Krankheitsfälle sowie der gestiegenen 
Kosten für Heilbehandlung und Arzneien haben eine außer- 
gewöhnlich starke Beanspruchung der Beihilfemittel zur 
Folge. 

Der nach den Kopfsätzen veranschlagte Haushaltsansatz 
reicht zur Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Auf 
die Gewährung der Beihilfen besteht ein Rechtsanspruch. 

Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar. 


Einsparung innerhalb Einzelplan 02. 
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03 01 
103 


Einzelplan 03 — Bundesrat — 


12 072,— 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für beamtete 
Hilfskräfte 


Beim Bundesrat wird seit Ende des Rechnungsjahres 1957 
eine beamtete Hilfskraft beschäftigt. Im Voranschlag des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1958 wurden für diese 
Hilfskraft Mittel in Höhe von 14 000 DM vorgesehen. Als 
Ausgleich sollte eine Stelle der TO.A III in Abgang gebracht 
werden. Da infolge Anwendung des Uberrollungsprinzips bei 
den Personaltiteln die bei Tit. 103 vorgesehenen Mittel nicht 
bewilligt wurden, ist die Zuweisung überplanmäßiger Haus- 
haltsmittel erforderlich. 

Einsparung bei Kap. 03 01 Tit. 103. 


04 01 
107 


04 01 
206 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


91 200 ,— 


74 788,50 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die hier für das Bundeskanzleramt und das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung gemeinsam veran- 
schlagten Mittel sind nach Kopfsätzen errechnet, die seit 
Jahren unverändert geblieben sind und daher den in den 
letzten Jahren eingetretenen Kostenerhöhungen für Arzt- 
und Krankenhausleistungen und für Arzneimittel nicht mehr 
entsprechen. Die Höhe der Ausgabe ist weiter auch von der 
Zahl der eingehenden Anträge abhängig und daher nicht 
vorauszusehen. Da ein Rechtsanspruch auf Gewährung der 
Beihilfen besteht, ist die Mehrausgabe auch unabwendbar. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 301 und Kap. 04 03 Tit. 303. 


85 000,— 


29 896,05 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Durch die zahlreichen Erkrankungen von Putzfrauen und die 
Schwierigkeit, entsprechende Aushilfs- und Ersatzkräfte zu 
bekommen, war in der letzten Zeit die ordnungsmäßige 
Reinigung der Gebäude des Bundeskanzleramtes immer 
schwieriger geworden und zuletzt nur noch dadurch sicher- 
zustellen, daß die Reinigung eines Teiles der Gebäude einer 
Reinigungsfirma übertragen wurde. Die damit Tit. 206 zur 
Last fallenden Ausgaben waren aber im Haushaltsplan 1958 
nicht veranschlagt, weil bei seiner Aufstellung eine solche 
Zuspitzung der Arbeitsmarktlage nicht vorauszusehen war. 
Ebenso war die beträchtliche Erhöhung der Heizungskosten, 
des Wassergeldes und der Grundbesitzabgaben durch die 
Stadt Bonn zum Ende des Rechnungsjahres 1957 nicht vor- 
auszusehen; es konnten daher Haushaltsmittel nicht in aus- 
reichender Höhe veranschlagt werden. Die Mehrausgaben 
waren aus diesen Gründen auch unabwendbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 208 und 301. 
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04 01 
215b 


20 000 ,— 


14 742,90 


Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 


Die französische Eisenbahnverwaltung hatte erst nach dem 
Jahresabschluß Kosten aus dem Rechnungsjahr 1957. in Höhe 
von 1 1 500 DM angefordert. Diese mußten daher aus Mitteln 
des Rechnungsjahres 1958 bezahlt werden. Ferner waren, 
um die Verbindung mit dem Urlaubsort des Bundeskanzlers 
aufrechtzuerhalten, mehrere Auslandsdienstreisen notwendig. 
Auch die angespannten außenpolitischen Verhältnisse be- 
dingten mehr Auslandsdienstreisen. Die Höhe dieser Aus- 
gaben konnte bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1958 
nicht vorhergesehen werden. Die Mehrausgabe war aus 
dienstlichen und politischen Gründen unabwendbar. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 301. 


04 01 
apl. 850 


*) 34 096,55 


Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 


Anläßlich der Generalüberholung des Dienstkraftwagens des 
Bundeskanzlers mußte der Reservewagen wieder stärker 
eingesetzt werden. Dabei haben sich Mängel in der Betriebs- 
sicherheit herausgestellt. Nach dem Gutachten des kraftfahr- 
technischen Sachverständigen wies dieser Reservewagen des 
Baujahres 1951 nach siebenjähriger Inbetriebhaltung und 
einer Fahrleistung von 154 000 km so starke Abnutzungs- 
mängel in allen Teilen auf, daß seine Betriebssicherheit ins- 
besondere bei höherer Geschwindigkeit nicht mehr gegeben 
war. Eine Instandsetzung im Umfange einer Gesamtüber- 
holung des ganzen Wagens wäre im Hinblick auf das Alter 
und die Fahrleistung nicht mehr wirtschaftlich. Das Fahrzeug 
mußte daher ausgesondert und durch einen neuen Kraft- 
wagen Mercedes 300 ersetzt werden. Der neue Wagen 
wurde als Dienstkraftwagen des Bundeskanzlers und der 
bisherige Dienstkraftwagen als Reservewagen eingesetzt. 
Die Ausgabe, die nicht vorhergesehen werden konnte, war 
unabweisbar und mußte, da planmäßige Mittel für diesen 
Zweck nicht veranschlagt sind, außerplanmäßig geleistet 
werden. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 301, 


04 03 
600 


800 000,— 


1 663 000,— 


Zuschuß an INTER NATIONES e. V. 


Das durch Note der Sowjetregierung vom 27. November 
1958 akut gewordene Berlin-Problem hat eine sofortige 
außerordentliche Aufklärungsaktion über Berlin und die 
sowjetisch besetzte Zone im Ausland notwendig gemacht, 
deren Durchführung INTER NATIONES e. V. übertragen 
wurde. Das Bedürfnis ist unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 68. Sitzung am 10. März 1959 der überplanmäßigen 
Bereitstellung der für das Rechnungsjahr 1958 benötigten 
Mittel zugestimmt. 
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Einzclplan 05 — Auswärtiges Amt — 

01 1 572 500, — 139 600, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 

107 gestellte und Arbeiter 

I Bei der Veranschlagung des Bedarfs an Mitteln für Beihil- 

f fen für das Rechnungsjahr 1958 sind für die Inlandskräfte 

j die für alle Ressorts geltenden Grundsätze zugrunde gelegt 

worden. Für die Kräfte im Ausland wurden im Hinblick auf 
die besonderen Verhältnisse im Ausland die Kopfsätze um 
: 80 V. H. erhöht. Es hat sich jedoch herausgestellt, daß diese 
Veranschlagung bei dem Umfang der Beihilfefälle im Aus- 
land nicht ausreichte, um den tatsächlichen Bedarf decken zu 
können. Der anfallende Mehrbedarf, der als zwangsläufig 
I angesehen werden mußte, war überplanmäßig nachzuweisen. 


05 ^ 

203~ 


1 210 000 ,— 



^02 

399 


380 000 — 


i 


396 400, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 

sowie Rundfunkgebühren 

Die Ausgabe bei diesem Titel, insbesondere die Kosten für 
Telegramme und Fernschreiben sowie Auslandsfernge- 
spräche waren bei ihrer Veranschlagung nicht in vollem Um- 
fange vorauszusehen, da sie in starkem Maße von den 
: außenpolitischen Geschehnissen abhängig sind. Im laufen- 
den Rechnungsjahr ist eine Reihe von außenpolitischen Er- 
! eignissen eingetreten, die ein unvorhersehbares Ansteigen 
I dieser Kosten zur Folge hatten. Die Mehrausgaben mußten 
als unabweisbar angesehen werden und waren daher über- 
planmäßig nachzuweisen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 53. Sitzung am 28. Ja- 
I nuar 1959 von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen. 


109 550,— 


I 

i 


Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben des Aus- 
wärtigen Dienstes, die sich aus den Besonderheiten dieses 
Dienstzweiges ergeben 

Neben den laufend anfallenden unvermeidbaren repräsen- 
tativen Aufwendungen sind der Bundesregierung durch 
Staatsbesuche ausländischer Regierungsvertreter und Be- 
suche namhafter anderer Persönlichkeiten unvorhersehbare 
Repräsentationsausgaben entstanden. Eine in angemessenen 
Grenzen gehaltene Repräsentation ist bei derartigen Be- 
suchen unvermeidbar. Die Ausgaben, die bei Aufstellung 
des Haushalts 1958 noch nicht vorauszusehen waren, konn- 
ten nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden; sie waren politisch bedingt. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 46. Sitzung am 4. De- 
zember 1958 (Ausschußdrucksache 331) von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken gegen die Bereitstellung überplanmäßiger Haushalts- 
mittel bis zu 250 000 DM erhoben. 
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noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 02 I 390 000,— j 

” 611 "'*! i 


59 100,— ] Beitrag des Bundes an die Europäische Wirtschaftskom- 
mission (EGE) 

Die Berechnung des voraussichtlichen Mitgliedsbeitrags für 
das Jahr 1957 konnte s. Z. nur auf die Gesamtausgaben der 
ECE im Jahre 1955 gestützt werden. Da die Ausgaben 
der ECE 1957 tatsächlich höher waren, reichte der veran- 
schlagte Betrag nicht aus, den von der Bundesrepublik nach 
dem Beitragsschlüssel zu leistenden Beitrag zu zahlen. Für 
die Mehrforderung waren im Haushalt 1958 keine Mittel 
veranschlagt worden. Zur Abdeckung dieser internationalen 
Rechtsverpflichtung war deshalb eine überplanmäßige Aus- 
gabe erforderlich. 


05 02 
apL 9^ 


*) 275 401,24 


Kosten des Staatsbesuchs des Präsidenten der Türkischen 
Republik 


Unvorhergesehene Ausgaben, die aus Anlaß des Staats- 
besuchs des Präsidenten der Türkischen Republik zwangs- 
läufig angefallen sind. Für diese Zwecke standen planmäßige 
Haushaltsmittel nicht zur Verfügung. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 
107" 


1 750 000,— 


41 800,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfen-Grundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Mehrausgabe war durch eine Häufung von Krankheits- 
fällen und stärkere Inanspruchnahme der nach Kopfsätzen 
errechneten Beihilfemittel bedingt. Sie war 

a) unabweisbar, da auf die Gewährung der Beihilfen ein 
Rechtsanspruch besteht und die Ausgaben daher zwangs- 
läufig sind, 

b) unvorhergesehen infolge der eingetretenen Erhöhung der 
Arzthonorare, der Krankenhaus- und aller sonstigen im 
Zusammenhang mit Krankheitsfällen angefallenen 
Kosten. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 101. 


06 01^ 
218” 


78 000,— 


42 155,50 j Kosten für Sachverständige 

I Mehrbedarf durch Erhöhung von Gutachten über Fragen der 
I Gesetzgebungskompetenz des Bundes auf dem Gebiet des 
Rundfunkwesens von anerkannten Staats- und Verfassungs- 
rechtlern (Hochschulprofessoren) . 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil die verfassungsrechtliche Seite des 
geplanten Bundesrundfunkgesetzes einer eingehenden 
, Prüfung und Würdigung bedarf, 
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b) unvorhergesehen, weil bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1958 nach dem damali- 
gen Stand der Fortgang der Arbeiten an dem Entwurf 
eines Bundesrundfunkgesetzes nicht abgeschätzt werden 
konnte. 

Die Verlagerung der Ausgaben in das nächste Rechnungs- 
jahr ist nicht möglich, da der Entwurf des Bundesrundfunk- 
gesetzes möglichst bald den gesetzgebenden Körperschaften 
zugeleitet werden soll. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 609 und Kap. 06 02 Tit. 600. 


06 01 
304 


212 000 ,— 


1 


! 


115 000,— 


Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Ver- 
kehr mit Berlin 


Mehr durch zunehmende Beanspruchung der Zuschüsse 
zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Verkehr nach und 
von Berlin. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil die Zuschußgewährung im Interesse 
der gefährdeten Bediensteten liegt, denen, soweit sie der 
Bundeswehr, dem Bundesgrenzschutz, dem Auswärtigen 
Amt und dem Bundesministerium für gesamtdeutsche 
Fragen angehören, die Benutzung des Landweges auch 
bei privaten Reisen nach Berlin dienstlich untersagt ist, 

b) unvorhergesehen, weil bei der Aufstellung des Haus- 
halts 1958 nicht mit einer über den geschätzten Bedarf 
hinausgehenden verstärkten Inanspruchnahme der Flug- 
reisen gerechnet werden konnte; diese ist insbesondere 
durch die Verlegung weiterer Bundesbehörden nach Ber- 
lin bedingt. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 312b und Kap. 14 02 Tit. 222. 


06 02 
601 


6 749 800,— 


i 


322 760,— 


Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Benachrichti- 
gung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehemali- 
gen deutschen Wehrmacht in Berlin- Wittenau (Wehrmacht- 
auskunftsstelle) 


I Erstattung von Mehrkosten an das Land Berlin, die durch 

I 1. Neufestsetzung der Stundenlöhne für Arbeiter vom 
I 1. April 1958 an in Auswirkung des am 21. März 1958 
i abgeschlossenen Bundeslohntarifvertrages Nr. 7 und des 
! Bezirkstarifvertrages Nr. 3 (Dienstblatt Berlin 1/1958 
I Nr. 33), 

i 2. Erhöhung der Vergütungen für planmäßige und nicht- 
* planmäßige Angestellte vom 1. August 1958 an gemäß 
I Tarifvertrag vom 23. Juli 1958 (GMBl. S. 307), 


3. Erhöhung der Arbeitgeberanteile zur gesetzlichen Ver- 
sicherung der Angestellten und Arbeiter in Auswirkung 
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I des Tarifvertrages vom 23. Juli 1958, des Bundeslohn- 

; tarifvertrages Nr. 7 und des Bezirkstarifvertages Nr. 3, 

4. Abschluß der Nachversicherung von Bediensteten der 
Deutschen Dienststelle gemäß § 9 des Tarifvertrages über 
die zusätzliche Versicherung der Angestellten und Arbei- 
ter des Landes Berlin (TVVers) vom 21. April 1955 
(Dienstblatt Berlin 1/1955 Nr. 76), 

5. Anteile der Lohn- und Kirchensteuer sowie der Verwal- 
tungskosten an der Nachversicherung gemäß der Verein- 
barung über die Durchführung der zusätzlichen Versiche- 
rung der Angestellten und Arbeiter des Landes Berlin 
vom 28. Februar / 8. März 1957 (Dienstblatt Berlin 1/1957 
Nr. 49) 

zusätzlich entstanden sind. 

Die Mehrausgabe ist auf Grund der §§ 1 und 2 der zwischen 
dem BMI und dem Senat von Berlin über die Deutsche 
Dienststelle abgeschlossenen Vereinbarung vom 9. Januar 
1951 / 21. März 1951 unabweisbar. Die Tarifvertragsänderun- 
gen konnten in rechtlichem Umfang und geldlicher Auswir- 
kung nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 104a. 


06 02 
615 


17 000 000 ,— 


7 343 250,— 


Förderung von Forschungsinstituten von überregionaler 
Bedeutung 

Mehrkosten zur Erfüllung der vom Bund übernommenen 
Verpflichtungen auf Grund der Verlängerung des Verwal- 
tungsabkommens zwischen der Bundesregierung und den 
Regierungen der Länder über den Ausbau der Ingenieur- 
schulen durch die Länder und die Förderung wissenschaft- 
licher Einrichtungen durch den Bund. 

Die Mehrkosten sind 


a) unabweisbar, weil sich der Bund in dem Abkommen 
verpflichtet hat, 50 v. H. des für die Einrichtungen des 
Königsteiner Staatsabkommens vorgesehenen Länderzu- 
schusses auf seinen Haushalt zu übernehmen, 


b) unvorhergesehen, weil die Höhe des Länderzuschusses 
bei Aufstellung des Haushalts 1958 noch nicht endgültig 
feststand und nicht zu erwarten war, daß der BMP seine 
Zusage, für Zwecke des Tit. 615 bis zu 5 000 000 DM aus 
dem Sondervermögen der Bundespost zur Verfügung zu 
stellen, nicht einhalten konnte. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102. 


06^2 

625 


6 097 000,— 


1 381 813,— 


Studienfördening von Flüchtlingsstudenten 

Der Deutsche Bundestag hat beschlossen, daß Flüchtlings- 
studenten in den ersten drei Semestern nach Grenzübertritt 
eine Studienförderung erhalten. Hierfür hat der BMI beson- 
dere Richtlinien aufgestellt. Infolge der seit Jahren ständig 
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I gestiegenen Zahl der Flüchtlingsstudenten (SBZ, Ost-Berlin, 
Exilstudenten, Ungarn-Flüchtlinge) ist auch die Zahl der 
nach den Richtlinien im Rechnungsjahr 1958 förderungsbe- 
rechtigten Studenten gegenüber dem Rechnungsjahr 1957 
erheblich angestiegen. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unvorhergesehen, da die Zahl der Flüchtlingsstudenten 
aus der SBZ nur annähernd geschätzt werden konnte, und 

b) aus politischen Gründen unabweisbar, zumal jedem 
Flüchtling eine Beihilfe in gleicher Höhe gewährt werden 
muß. 


06 02 
660a 


19 660 000,— 


7 220 000,— 


Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Fürsorge 


Der Umfang der zentralen Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Fürsorge ist während des laufenden Rechnungsjahres 1958 
unerwartet hoch angestiegen. Die zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel sind bereits voll in Anspruch genommen. 
Wegen der Dringlichkeit der weiteren notwendigen für- 
sorgerischen Maßnahmen kann die Mehrausgabe nicht in das 
folgende Rechnungsjahr verlagert werden. 

Die Mehrausgabe ist deshalb unabweisbar und konnte nicht 
vorhergesehen werden. 


06 02 
604 


1 320 000,— 


1 215 981,19 


Zuschuß zu den Aufwendxmgen für die Unterstützung hilfs- 
bedürftiger Deutscher in der Schweiz 


! Der Restfonds der Deutschen Interessenvertretung in der 
I Schweiz, einer Dienststelle des Eidgenössisdien Justiz- und 
Polizeidepartements, die mit der Verwaltung und Verwer- 
! tung beschlagnahmter deutscher Vermögenswerte betraut 
war, ist im Sdilußprotokoll zur deutsch-schweizerischen 
Fürsorgevereinbarung vom 14. Juli 1952 (BGBl. 1953 II S. 31) 
der hierin vorgesehenen deutschen Zentralstelle zur Ver- 
fügung gestellt worden. Seine Mittel dienten der Verringe- 
rung des Bundeszuschusses (Kap. 06 02 Tit. 664), der zur 
Ergänzung der von den Landesfürsorgeverbänden auf In- 
landsbasis getragenen Ersatzleistungen zum Ausgleich der 
in der Schweiz entstehenden höheren tatsächlichen Kosten 
benötigt wurde. Der beim Vertragsabschluß nach dem Stande 
vom 1. Juli 1952 auf etwa 1 300 000 sfr geschätzte Rest- 
fonds konnte erst jetzt auf 1 215 981,19 DM festgestellt wer- 
den; er ist vom Landesfürsorgeverband Freiburg — Zentral- 
stelle Schweiz — in der Zwischenzeit bei der Regierungs- 
oberkasse Südbaden über die Verwahrungen abgewickelt 
worden. Gemäß § 69 Abs. 1 RHO wird der Restfonds nun- 
mehr in der Bundeshaushaltsrechnung nachgewiesen, und 
zwar die entsprechende Einnahme bei Kap. 06 02 Tit. apl. 68 
— Rechnungsjahr 1958. 

Ausgleich durch Einnahme bei Kap. 06 02 Tit. apl. 68. 
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06 02 200 000,-— 
970 


06 08 608 800,— 
206 


06 11 362 000,— 

206 


14 800, — Für die Inbetriebnahme, Einrichtung und Zwischenverwal- 

tung der deutschen Kunstinstitute in Rom und Olevano 

Die Ateliers und Wohnräume in der Villa Massimo sind in- 
zwischen von italienischen Zwangsmietern geräumt worden. 
Zur Ausnutzung des gesamten Gebäudes (aller Ateliers und 
Wohnungen) für den beabsichtigten Verwendungszweck der 
Villa Massiimo und zur Aufrechterhaltung des Dienstbetrie- 
bes sind die Mehrkosten 

a) unabweisbar, 

b) unvorhergesehen, weil die Entwicklung, insbesondere die 
vollständige Räumung der Ateliers und Wohnungen 
durch die italienischen Zwangsmieter, bei Aufstellung des 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1958 noch nicht erkannt 
werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 623. 


21 000, — I Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

; Die Mehrausgabe ist 

1 L durch die Erhöhung der Kosten für die Gebäuderednigung 
infolge Lohnerhöhungen im Reinigungsgewerbe und die 
Erhöhung der Gebühren für die Be- und Entwässerung 
und Müllabfuhr unabweisbar und konnte 

2. bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlages für das Rech- 
nungsjahr 1958 nicht vorhergesehen werden, weil 

a) die Lohnerhöhungen im Reinigungsgewerbe ab 1. April 
und 1. November 1958 in Kraft getreten sind, außer- 
dem ab 1. November 1958 durch den Wegfall des bis 
dahin alle 14 Tage freien Sonnabends erhebliche 
Mehrkosten für die Gebäudereinigung angefallen sind 
und 

b) die Gebührensätze der Stadt Wiesbaden für die Be- 
nutzung der Be- und Entwässerungsanlagen und über 
die Müllabfuhr mit Wirkung vom 1. April 1958 erhöht 
worden sind. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 210. 


70 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Mehrausgabe für erhöhte Kosten der Beheizung und Energie- 
versorgung in den neuen Gebäudeteilen der einzelnen Insti- 
tute des Bundesgesundheitsamtes. Der Mehrbedarf ist un- 
vorhergesehen, weil bei der Veranschlagung die Ausgaben, 
die mit der Inbetriebnahme neuerbauter Versuchstierställe 
(Ölheizung) im Max-von-Pettenkofer-Institut und im Robert- 
Koch-Institut, des Anschlusses dieses Institutes an die Ber- 
liner Fernheizung und der zusätzlichen Heizkosten für spe- 
zielle, neuerrichtete Belüftungsanlagen in den Laboratorien 
entstehen würden, sowie die Stromkosten für neue Ein- 
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richtungen (z. B. Isotopen-Labor) schwer zu schätzen waren. 
Es fehlten ausreichende Erfahrungen, weshalb ein veran- 
schlagter Mehrbedarf von 22 000 DM als genügend ange- 
sehen wurde. Außerdem war nicht vorher gesehen, daß ein 
für das Robert-Koch-Institut vertragsmäßig ab 1. Oktober 
1957 zu zahlender in das Rechnungsjahr 1957 fallender Hei- 
zungskostenbeitrag erst am 15. April 1958 aufgerechnet 
wurde, weil die BEWAG das Aufmaß der zu beheizenden 
Räume nicht früher fertigstellen konnte. 

Die Ausgabe ist unabweisbar, weil die Aufgaben des Bun- 
desgesundheitsamtes, zu deren Erfüllung die baulichen, 
heizungstechnischen und energiewirtschaftlichen Verbesse- 
rungen vorgenommen wurden, nicht eingeschränkt oder 
zeitlich verschoben werden können. 

•Einsparung bei Kap. 06 11 Tit. 204, Kap. 06 15 Tit. 217 und 
Kap. 06 10 Tit. 298. 


06 16 
’~206 


249 000,— 


27 000,82,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


I Die Mehrkosten waren erforderlich für Beleuchtung und 
elektrische Kraft, Reinigung der Diensträume, Grundstücks- 
abgaben und Mieten. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil es sich überwiegend um Leistungen 
auf Grund vertraglicher Verpflichtungen handelt, die zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes notwendig waren; 
insbesondere wurde die Mehrausgabe durch Erhöhung 
der Kosten für die Reinigung der Dienstgebäude durch 
ein Reinigungsinstitut, Erhöhung der Mieten sowie durch 
die erstmalige Festsetzung von Grundstücksabgaben für 
die bundeseigene Liegenschaft Frankfurt (Main), Forst- 
hausstraße 151, erforderlich, 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1958 mit der zwischenzeitlich eingetretenen Erhöhung der 
Kosten der Vertragsreinigung sowie der Mieten nicht 
gerechnet werden konnte. Die Festsetzung von Grund- 
stücksabgaben durch die Bundesvermögensstelle der 
Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) für die bundes- 
eigene Liegenschaft Frankfurt (Main), Forsthausstraße 151, 
ist erstmalig im Juni 1958 rückwirkend ab 1. April 1957 
erfolgt. Eine Verlagerung der Kosten in das Rechnungs- 
jahr 1959 war nicht möglich, da die Ausgaben zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes im Rechnungsjahr 1958 
geleistet werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 06 16 Tit. 303. 


06 20 
apl. 531 


'■) 180 000,— 


Mietvorauszahlung in Form von Darlehen zur Anmietung 
von zwei Lagergebäuden für die Arzneimittelbevorratung 

Zur Errichtung von zwei Lagergebäuden mußten den Ver- 
mietern Finanzierungshilfen in Form von Darlehen gegeben 
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werden (100 000 DM und 80 000 DM). Die Darlehen sind mit 

3 V. H. vom Tage der Auszahlung an zu verzinsen. Die Rück- 
zahlungen erfolgen in sieben Jahresraten, beginnend mit der 

Mietzahlung für das zweite Mietjahr. 

Die außerplanmäßige Ausgabe ist 

a) unabweisbar, da andere geeignete Lagerräume für Zwecke 
der Arzneimittelbevorratung nicht zu ermitteln waren, 
und 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1958 
nicht damit gerechnet wurde, daß die Lager nur durch 
Zahlung der Darlehen ermietet werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 06 20 Tit. 954. 


06 26 
204 ~ 


13 500,— 


11 500,— 


Unterhaltung der Gebäude 

Der Mehrbetrag war erforderlich für dringend notwendige 

Arbeiten zur Substanzerhaltung am Gebäude der Waffen- 
werkstatt (Neueindeckung des Daches, Erneuerung der 

Vorhängerinne und der Abfallrohre). 

Die Mehrausgabe war 

a) unabweisbar, da sie für die Erhaltung des Gebäudes er- 
forderlich war, und 

b) unvorhergesehen, da durch grundsätzlichen Beschluß des 
zuständigen Bundestagsausschusses der entsprechende 
Haushaltsansatz, der den Mehrbedarf enthielt, auf den 
Vorjahresansatz festgesetzt wurde. 

Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 104b. 


06 26 
205~ 


53 100,— 


21 814,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Die Mehrkosten entstanden beim Einbau der Meß- und 
Prüfstelle in das Haus 19. Die Kosten hierfür waren im Haus- 
halt mit 16 000 DM veranschlagt, Durch dringende zusätz- 
liche Arbeiten (wesentliche Verstärkung der Decke, um 
darauf Geräte lagern zu können, und Einbau von Fenstern) 
wurden weitere 25 000 DM benötigt. 


Die Mehrausgabe war 

a) unabweisbar, da die Meß- und Prüfstelle aus dem Ver- 
waltungsgebäude verlegt werden mußte, um Arbeits- 
I plätze für das durch den Haushalt 1958 zusätzlich be- 
1 willigte Personal zu schaffen, und 

i b) unvorhergesehen, da die zusätzlichen Arbeiten sich erst 
I nach Aufstellung des Haushalts 1958 als notwendig er- 
1 geben haben. 

I Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 104a. 
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07 01 
107 


460 400 — 


0^01 
apl. 255 



I 

I 


500 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 


Die Gewährung von Beihilfen beruht auf rechtlicher Ver- 
pflichtung. Die Leistung der überplanmäßigen Ausgabe war 
daher unabweisbar und unaufschiebbar. 


^')11 372,40 


Nachzahlung der Umsatzsteuer für die vom Treuhandbetrieb 
des Bundes „öffentlicher Anzeiger/Bundesanzeiger" in der 
Zeit vom 1. Januar bis 31, März 1950 erzielten Umsätze 


Von der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
(später vom Bund) ist für eigene Rechnung in der Zeit vom 
6, August 1948 bis 31. März 1950 ein Treuhandbetrieb 
I geführt worden, dem die Herausgabe sowie der Druck und 
Vertrieb des „öffentlicher Anzeiger für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet" (später „ßundesanzeiger") übertragen war. 

I Die von dem Treuhandbetrieb erzielten Umsätze sind nicht 
versteuert worden, weil sie nach der damaligen Auslegung 
des Steuerrechts steuerfrei erschienen. Das Finanzamt Bonn 
und die Steuerabteilung des Bundesministeriums der Finan- 
zen haben dagegen die Steuerpflicht bejaht. Das Finanzamt 
Bonn hat demgemäß mit Umsatzsteuerbescheid vom 1. Ok- 
tober 1958 — Steuer-Nr. 911 152 — angeordnet, daß für die 
Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1950 Umsatzsteuer in Höhe 
von 11 372,40 DM nachzuzahlen ist. Für die Zeit vom 6. Au- 
I gust 1948 bis 31, Dezember 1949 hat es wegen Verjährung 
von einer Nachveranlagung abgesehen. Der Gewinn aus der 
Tätigkeit des Treuhandbetriebes ist für das Steuerjahr 1950 
allein dem Bund zugeflossen, so daß die der Berechnung 
des nachzuzahlenden Betrages zugrunde liegenden Umsätze 
ihm zuzurechnen sind. Er ist deshalb verpflichtet, den Betrag 
j nachzuzahlen. 

; Die Nachzahlung war unabweisbar und unaufschiebbar, da 
i sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruhte; sie konnte bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1958 nicht vorhergesehen 
werden. Da Haushaltsmittel für den genannten Zweck nicht 
veranschlagt waren, mußte die Ausgabe außerplanmäßig 
geleistet werden. 


07 06 
3ÖÖ~ 


708 600,— 


25 000,— 


Erstattung von Gehältern und Vergütungen für ausländisches 
Personal 


Die Drei Mächte haben in den ersten Jahren der Tätigkeit 
des Obersten Rückerstattungsgerichts die Gehälter und Ver- 
gütungen ihres Personals teilweise mit erheblicher Verspä- 
tung zur Erstattung angefordert. Diese Verspätung wurde 
inzwischen im wesentlichen aufgeholt. Wie im Vorjahr 
haben die Drei Mächte daher auch im Rechnungsjahr 1958 
neben den ihnen für das laufende Rechnungsjahr zustehen- 
den Vergütungen teilweise noch Forderungen aus dem vor- 
angegangenen Rechnungsjahr geltend gemacht. Da die Aus- 
gabemittel der vergangenen Rechnungsjahre noch nicht 


13 


Drucksache 1249 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 




An über- und 



Haushalts- 

’) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1958 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


übertragbar waren, ist durch die nachträgliche Erstattung 
eine Mehrausgabe entstanden, die bei Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1958 nicht vorauszusehen war. Die Mehr- 
ausgabe war unabweisbar und unaufschiebbar, weil die 
Bundesrepublik zur Erstattung der Vergütungen rechtlich 
verpflichtet ist. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 01 

21T 


60 000,— 


166 936,45 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Unvorhersehbarer und unabweisbarer Mehrbedarf für Ge- 
richts- und Anwaltskosten in einem Rechtsstreit. 


08 01 
107 


8 534 500,— 


08 02 
^ 675"" 


150 000,— I 


08 10 
104 a 


204 900,— 


I 


4 955 647,29 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Riditer, Angestellte und Arbeiter 


Mehrausgabe infolge Zunahme der beihilfefähigen Aufwen- 
dungen, bedingt insbesondere durch höhere Arzthonorare, 
höhere Behandlungskosten und gestiegene Pflegekosten in 
den Krankenhäusern. Die festgesetzten Kopfbeträge erwie- 
sen sich als nicht ausreichend. Für die nicht vorherzusehen- 
den und unabweisbaren Mehrausgaben waren überplan- 
mäßige Haushaltsmittel erforderlich. Die Zurückstellung der 
Ausgaben bis zum nächsten Rechnungsjahr war nicht ver- 
tretbar. 


37 054,27 


Anteil des Bundes an den Kosten des Rates für die Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens in Brüssel 


! Der Anteil des Bundes an den Kosten des Rates für die 
I Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens in Brüssel 
ist für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1959 
auf rd. 188 000 DM festgesetzt worden. Der im Haushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1958 veranschlagte Betrag von 
150 000 DM war geschätzt. Die überplanmäßige Ausgabe war 
unvorhergesehen und ist unabweisbar. 


28 100,— 


Bezüge der nichtbeamteten Kräfte — Vergütung der An- 
gestellten 


Nach dem Inkrafttreten des Bundesrückerstattungsgesetzes 
sind bei dem Verwaltungsamt für innere Restitutionen in 
Stadthagen und insbesondere seiner Außenstelle in München 
so zahlreiche Anträge auf Ansprüche nach dem Bundesrück- 
erstattungsgesetz eingegangen, daß eine laufende Erledigung 
nicht möglich war, sondern ständig anwachsende Rückstände 
entstanden sind. Zur Bewältigung dieser Arbeit war die 
Einstellung von 7 Aushilfskräften der Verg.-Gr. TO. A VIII 
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i notwendig, für die Ausgabemittel nicht zur Verfügung stan- 
den, da ein derartiger Arbeitsanfall bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1958 nicht vorher- 
gesehen werden konnte. Da die Bearbeitung der Anträge 
termingebunden ist, war die Einstellung der Aushilfskräfte 
und damit die Mehrausgabe unabweisbar. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


09 01 


587 300,— i 


I 


I 



220 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 


Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf rechtlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Mehrausgabe war in Anbetracht dessen 
j unabweisbar. Der Haushaltsansatz 1958 war nach vorge- 
j schriebenen Kopfsätzen veranschlagt worden. 

Eine überplanmäßige Haushaltsausgabe in Höhe von 300 000 
I DM ist bereits im 2. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 
I genehmigt worden. 

■ Einsparung bei den Personalausgaben des Einzelplans 09. 


09 01 
apr712 


' )10 000— Darlehen an die Gemeinde Lengsdorf zur Befestigung eines 
Schrittweges südlich der Lengsdorf er Straße 

Der aus Lehmboden bestehende, südlich der Lengsdorfer 
Straße an den Gebäuden des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft entlangführende Schrittweg war nach übereinstim- 
mender Ansicht aller behördlichen Dienststellen bei nasser 
I Witterung nicht begehbar. Die Fußgänger mußten nach 
' starken Re-genfällen fast bis zur Mitte auf die Fahrbahn aus- 
: weichen, weil selbst noch diese am Rand stark verschmutzte. 

! Bei dem außerordentlich regen Kraftfahrzeugverkehr auf 
I der Straße ließ sich ein derartiger Zustand im Interesse der 
! Sicherheit der hauptsächlich aus Bundesbediensteten be- 
stehenden Verkehrsteilnehmer nicht mehr verantworten. Die 
Gemeinde Lengsdorf erklärte sich bereit, den Schrittweg mit 
Basaltinplatten zu belegen, konnte aber die mit 12 500 DM 
veranschlagte Baumaßnahme auf Grund ihrer angespannten 
Finanzlage nur bei Gewährung eines Bundesdarlehens von 
10 000 DM (Verzinsung 2 v. H., Tilgung in 16 gleichen Halb- 
jahresraten) ausführen. 

Für die Durchführung der im Bundesinteresse liegenden 
Maßnahme lag ein unabweisbares Bedürfnis vor. Sie konnte 
wegen der Gefährdung von Menschenleben nicht bis in das 
nächste Haushaltsjahr aufgeschoben werden. In dem Haus- 
haltsplan 1958 ist die Ausgabe nicht veranschlagt worden, 
weil der Antrag der Gemeinde auf Bewilligung des Dar- 
lehens erst Ende April 1958 beim Bundesministerium für 
Wirtschaft eingegangen ist. 

Einsparung bei Kap. 09 01 Tit. 208. 
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09 02 

1 500 000,— 

! 150 000,— 

Abgeltung von Aufträgen der Bundesressorts an wirtsdiafts- 

305 



wissenschaftliche Forschungsinstitute 


Die Mittel des Kap. 09 02 Tit. 305 werden zum überwiegen- 
den Teil als Pauschalhonorare an die der Arbeitsgemein- 
schaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungs- 
institute angeschlossenen Institute und zum anderen Teil als 
Honorare für Sonderaufträge an andere Institute vergeben. 
Im Verlauf des Haushaltsjahres 1958 Ist die vorher nicht 
erkennbare Notwendigkeit entstanden, sowohl wesentlich 
mehr Sonderaufträge als 1957 zu erteilen, als auch die Pau- 
schalvergütungen der ständig für die Bundesverwaltung 
arbeitenden Institute zu erhöhen, da deren Unkosten, ins- 
besondere die Personalkosten, erheblich gestiegen sind. Eine 
entsprechende Erhöhung des Ansatzes der bereitzustellenden 
Mittel war unab weislich, um die Entlassung von eingearbei- 
tetem Personal zu verhindern und die Kontinuität der 
wissenschaftlichen Arbeit zu sichern. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 606. 


09 02 
apl. 612 


^')494 901,93 


Zuschuß zur Durchführung von bundeswichtigen Aufgaben 
auf dem Gebiet der Bodenforschung 


Im Haushaltsplan 1958 sind in einem besonderen Kap, 09 09 
erstmalig Mittel für die neu zu errichtende Bundesanstalt 
für Bodenforschung in Hannover veranschlagt worden, und 
zwar in der Annahme, daß die Anstalt am Beginn des Rech- 
nungsjahres errichtet sein werde. Da sich jedoch die Errich- 
tung bis zum 1, Dezember 1958 hinauszögerte, andererseits 
aber in der Zeit vom 1. April bis 30, November 1958 infolge 
der Durchführung von Bund es auf gaben auf dem Gebiet der 
Bodenforschung durch das niedersächsische Amt für Boden- 
forschung bereits Kosten in Höhe von 494 901,93 DM ent- 
standen sind, die zunächst vorschußweise verbucht wurden, 
ist zur endgültigen haushaltsmäßigen Verbuchung dieser 
Kosten der vorgesehene apl. -Titel zu schaffen. 

Die benötigten Mittel werden bei den entsprechenden Titeln 
der Kap. 09 09 und 09 01 eingespart. 


09 02 
T52 


1 1 000 000,— 


I 


634 070,59 


Betriebsbeihilfen für versteuertes Gasöl an gewerblidie 
und sonstige Betriebe der allgemeinen Wirtsdiaft auf Grund 
des Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. April 1955 


Nach Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgesetzes 
vom 6. April 1955 (BGBl. I S. 166) ist der Bund verpflichtet, 
bestimmten, im Gesetz näher bezeichneten Betrieben zu 
den Kosten für das zum Betrieb von Maschinen benötigte 
versteuerte Gasöl eine Betriebsbeihilfe aus dem ihnen nach 
diesem Gesetz zufließenden Mehraufkommen an Steuern 
zu gewähren. Infolge erhöhter Inanspruchnahme der für 
gewerbliche und sonstige Betriebe der allgemeinen Wirt- 
schaft im Einzelplan 09 veranschlagten Beihilfemittel durch 
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Berechtigte ergab sich im Haushaltsjahr 1958 eine Mehr- 
ausgabe in Höhe von 634 070,59 DM. Im Haushaltsplan 
i 1958 konnten nach der Fassung des Verkehrsfinanzgesetzes 
I (Abschnitt III Artikel 4 Abs. 3) nicht mehr als 11 000 000 DM 
I veranschlagt werden. 

; Die Mehrausgabe wird durch Kürzung der von dem Mehr- 
aufkommen aus dem Verkehrsfinanzgesetz für den Straßen- 
1 bau zur Verfügung zu stellenden Mittel gedeckt. 


Einzelplan 10 — Biindesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 
107~ 


398 300,— 


10 01 
219 


20 000 ,— 


178 708,75 Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Zwangsläufige Mehrausgaben für Beihilfen auf Grund der 
Beihilfengrundsätze für Beamte, Angestellte und Arbeiter, 
die an diesen Personenkreis zu zahlen waren. 


34 266,88 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Erhöhung der Ausgaben durch anhängig gemachte Prozesse 
gegen die Bundesrepublik Deutschland. Bei der Aufstellung 
des Haushalts für das Rechnungsjahr 1958 konnte nicht vor- 
hergesehen werden, daß eine höhere Veranschlagung der 
Gerichts- und ähnlichen Kosten erforderlich sein würde. Die 
Ausgaben waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 219. 


10 02 
585b 


660 000,— 


235 000,— 


Förderung der Fischerei (Zuschüsse) 


I Nach den Ergebnissen der Internationalen Seerechtskonfe- 
; renz dn Genf im Februar / April 1958 erleidet die deutsche 
I Hochseefischerei infolge der Ausdehnung der Fischereigren- 
zen der einzelnen Länder von bisher 3 bzw. 4 sm auf 12 sm 
erhebliche Einschränkungen auf ihren Fangplätzen. Zur Auf- 
rechterhaltung der Erträge der Hochseefischerei ist das Auf- 
suchen neuer Fanggebiete dringend geboten. Für die syste- 
matische Durchführung der sehr kostspieligen Untersuchun- 
gen zur Erschließung neuer Fanggebiete reichen die bei Kap. 
10 02 Tit. 585 b/2 veranschlagten Mittel in Höhe von 500 000 
DM nicht aus. Die Mehrausgabe von 235 000 DM ist unab- 
weisbar; bei Aufstellung des Haushaltsplans 1958 war sie 
noch nicht vorherzusehen. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 956a. 
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10 02 9 410 000 — I 

615a ; 


10 02 6 000 000 — 
630c 


10 02 I 3 000 000 — 
952a'' 


10 02 ! 19 500 000,— 

~ 95 ^ i 


735 400, — I Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen (Bekämpfung 
I der Rindertuberkulose) 

Die Bekämpfung der Rindertiiberkulose war im Rechnungs- 
I jahr 1958 in den Ländern in stärkerem Ausmaße durchge- 
führt worden, als nach den Erfahrungen der früheren vJahre 
bei der Veranschlagung der Mittel angenommen werden 
konnte. Um bei der Dringlichkeit der seit Jahren kontinuier- 
lich laufenden Bekämpfungsmaßnahmen eine Unterbrechung 
zu vermeiden und insbesondere die Ausmerzung von Rea- 
genten durchführen zu können, war es im Interesse einer 
zügigen Fortsetzung der Bekämpfungsmaßnahmen und einer 
gleichmäßigen Abfindung der Empfänger im Rechnungsjahr 
1958 unabweisbar erforderlich, zur Deckung des Spitzenbe- 
darfs weitere Mittel zur Verfügung zu stellen. Die Mehraus- 
gabe konnte in Ansehung des schwankenden tatsächlichen 
Mittelbedarfs durch den unterschiedlichen Fortgang der 
Maßnahmen in den einzelnen Ländern nicht vorhergesehen 
werden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 578 b/2. 

1 180 000, — Zuschüsse zur Förderung der Milchwirtschaft (Durchführung 
von Schulmilchspeisungen [„Grüner Plan 1958"]) 

Die Schulmilchspeisungen haben im Rechnungsjahr 1958 an 
Umfang erheblich zugenommen, da die Erkenntnis des 
hohen gesundheitlichen Wertes dieser Einrichtung sich of- 
fenbar in der Bevölkerung mehr und mehr durchgesetzt hat. 
Bei Aufstellung des Haushalts 1958 war diese Entwicklung 
nicht vorauszusehen. Eine Einschränkung der Maßnahme 
kann im Interesse der Steigerung des Trinkmilchabsatzes 
nicht in Erwägung gezogen werden. Die Erfüllung der Mehr- 
anforderungen der Länder ist daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 01 Tit. 630b. 


738 000, — Förderung der Fischerei (Betriebsbeihilfe zur Verbilligung 

von Dieselkraftstoff) 

Die überplanmäßige Ausgabe beruht auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung (DKVo-Fischerei vom 6. Juni 1951 — BGBl. 1 S. 
376) und ist unabweisbar. Bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1958 war der erhöhte Bedarf nicht vorherzu- 
sehen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 952b (370 000 DM) und Kap. 
10 02 Tit. 580b) 2 (368 000 DM). 


6 200 000, — Ausgleichsbeträge auf Grund des Gesetzes zur Förderung 
der deutschen Eierwirtschaft 

Im Februar 1959 war auf Grund der von den Ländern vorge- 
legten Meldungen zu erkennen, daß für das Rechnungsjahr 


18 



Drucksache 1249 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


An über- und 



Haushalts- 

*} außerplan- 


Kap. 

Tit. 

betrag 

1958 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 


I zugewiesen 



DM 

j DM 



noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


1958 mit der Zahlung von Ausgleichsbeträgen für insgesamt 
etwa 1 830 000 000 Eier (statt der veranschlagten 
1 000 000 000 Stück) gerechnet werden müßte. Diese Zu- 
nahme ist im wesentlichen auf die Erhöhung des Stützungs- 
betrages von 2,1 Pf auf 2,9 Pf je Ei ab 1. April 1958 und auf 
3 Pf je Ei ab 1. Juli 1958 und den dadurch geschaffenen ver- 
stärkten Anreiz zur Anlieferung von Eiern bei den Kennzeich- 
nungsstellen zurückzuführen. Die Zahlung der Ausgleichs- 
beträge beruht auf gesetzlicher Grundlage (Gesetz zur För- 
derung der deutschen Eierwirtschaft vom 31. März 1956 — 
BGBl. I S. 239) und ist somit unabweisbar. Daß siich die An- 
lieferung von Eiern in diesem Maße erhöhen wurde, war 
nach den bisherigen Erfahrungen nicht vorhqrzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seinen Sitzungen am 26. November 1958 und 18. März 1959 
von der überplanmäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und 
keine Bedenken dagegen erhoben. 

Eine überplanmäßige Haushaltsausgabe von 16 000 000 DM 
ist bereits im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 ge- 
nehmigt worden. 

Einsparungen bei Kap. 10 02 Tit. 578 b/2, 630 b/2 und 981. 


10 02 
%3 


16 000 000,— 


1 130 379,— 


Erstattung der für bestimmte Niederungsgebiete zu erlassen- 
den Lastenausgleichsabgaben an den Lastenausgleichsfonds 
(„Grüner Plan 1958“) 

Zur Erstattung der für bestimmte Niederungsgebiete zu er- 
lassenden Lastenausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 
fonds sind in den Rechnungsjahren 1956, 1957 und 1958 je 
16 000 000 DM bei Kap. 10 02 Tit. 963 veranschlagt worden. 

An den Lastenausgleichsfonds wurden 

im Rechnungsjahr 1956 12 000 000 DM 

im Rechnungsjahr 1957 . 13 679 407 DM 

zusammen 25 679 407 DM 


abgeführt. 

Eine vorläufige Abrechnung der Finanzminister der Länder 
für die Rechnungsjahre 1956, 1957 und 1958 hat nunmehr er- 
I geben, daß in den Rechnungsjahren 1956 und 1957 aus ver- 
waltungstechnischen Gründen nicht alle zu erstattenden Be- 
träge berechnet werden konnten und daher jetzt ein ent- 
sprechender Ausgleich für die rückliegende Zeit vorgenom- 
men werden muß. Hierdurch ergibt sich für das Rechnungs- 
jahr 1958 ein Bedarf von 17 130 379 DM. Für die Leistung 
der Mehrausgabe besteht unter den gegebenen Umständen 
ein unabweisbares Bedürfnis. Sie konnte im Hinblick auf den 
geringeren Bedarf in den Rechnungsjahren 1956 und 1957 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 578b und Tit. 954. 
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10 10 I 201 600,— 
206 


50 500, — I Bewirtschaftung von Dienstgrundstüdcen und Diensträumen 

Unabweisbare Ausgaben infolge Erhöhung der Koks-, 
Strom-, Gas- und Wasserpreise und für eine nicht vorher- 
sehbare Verpflichtung zur Zahlung eines Anliegerbeitrages. 

Einsparung bei Kap. 10 10 Tit. 205 und bei Kap. 10 02 
Tit. 578b. 


10 16 
304 


54 000,— 


13 000,— 


Durchführung der Fleischwarenexportkontrolle 

Durch einen in diesem Umfang nicht erwarteten Rückgang 
im Fleischwarenexport konnte der nach dem Titelvermerk 
aufzubringende Überschuß von 10 v. H. der Einnahmen bei 
Tit. 21 nicht erzielt werden. Darüber hinaus war es nicht 
möglich, den ins Rechnungsjahr 1958 übernommenen Vor- 
griff von 6 153,50 DM abzdecken. 

Da aber die Fleischwarenexportkontrolle wegen ihrer 
export- und wirtschaftsfördernden Bedeutung nicht ohne 
nachhaltigen Schaden für die deutsche Wirtschaft eingestellt 
werden kann, ist unvorhergesehen eine Mehrausgabe unab- 
weisbar erforderlich. 


Einsparung bei Kap. 10 24 Tit. 300. 


10 23 
apl. 405 


*) 755 300, — Zuschuß an die Forschungsgesellschaft für Rebenzüditung 
I mbH in Baden-Baden 

, Die Übernahme des Forschungsinstituts für Rebenzüchtung 
I Geilweilerhof in Siebeldingen (Pfalz) als Bundesforschungs- 
anstalt für Rebenzüchtung war auch im Rechnungsjahr 1958 
nicht möglich. Daher konnte der für die Anstalt bei Kap. 
10 23 ausgebrachte Haushalt mit einem Gesamtbetrag in 
Höhe von 768 000 DM nicht in Anspruch genommen werden. 
Um das wegen seiner überregionalen Bedeutung für den 
gesamten deutschen Weinbau wichtige Institut bis zu seiner 
endgültigen Übernahme auf den Bund arbeitsfähig zu er- 
halten, war es notwendig, dem Institut den vollen bei 
Kap. 10 23 ausgewiesenen Betrag unter Berücksichtigung der 
gemäß § 8 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1958 verfügten 
Haushaltssperre von 6 v. H. in Form eines Zuschusses zur 
Verfügung zu stellen. 

Einsparung bei Kap. 10 23. 


10 23 
apl. 700 


*) 700 000,— 


Erwerb des Bezirksgutes Geilweilerhof in Siebeldingen 
(Pfalz) im Zusammenhang mit der Errichtung der Bundes- 
forschungsanstalt für Rebenzüchtung 


I Das Forschungsinstintut für Rebenzüchtung Geilweilerhof in 
j Siebeldingen (Pfalz) soll wegen seiner überregionalen Bedeu- 
tung für den deutschen Weinbau als Bundesforschungsanstalt 
für Rebenzüchtung in die Verwaltung des Bundes übernom- 
men werden. Zur Sicherung der Investitionen des Bundes 
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ist es unabweisbar notwendig, das Anstaltsgelände zu kau- 
fen. Die jahrelangen Erwerbsverhandlungen mit dem Be- 
zirksverband Pfalz konnten jetzt unvorhergesehen abge- 
’ schlossen werden. Das Anstaltsgelände mußte noch im lau- 
■ fenden Rechnungsjahr gekauft werden, weil nach dem Ver- 
handlungsergebnis andernfalls wirtschaftliche Nachteile für 
den Bund zu erwarten gewesen wären. 

Der 1 laushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
j seiner 63. Sitzung am 25. Februar 1959 von der Maßnahme 

: Kenntnis genommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 956c und 980. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

25 077, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte und 

Richter sowie für Angestellte und Arbeiter 

* Die nach Kopfsätzen veranschlagten Mittel haben nicht aus- 
gereicht. Die Mehrausgabe war nicht vorauszusehen und 
wegen des vom Bundesgerichtshof anerkannten Rechts- 
anspruchs auf die Gewährung von Beihilfen unabweisbar. 
65 000 DM sind in der Zusammenstellung für das 3. Viertel- 

! jahr des Rechnungsjahres 1958 mitgeteiit worden (Druck- 
' Sache 1123). 

I 
j 

445 386, — Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 

I Im Zeitpunkt der Veranschlagung der Haushaltsmittel 
1958 konnte nach der Ausgabenentwicklung in den Rech- 
nungsjahren 1956/57, in denen sich auch die Ansätze bei 
obigem Titel von 5 000 000 DM auf 2 500 000 DM verrin- 
: gerten, für das Rechnungsjahr 1958 mit einer weiteren Ver- 
minderung der Ausgaben um 1 500 000 DM gerechnet wer- 
den. Dieser Erwartung hat das Istergebnis 1958 jedoch 
nicht voll entsprochen, der Kreis der Berechtigten hat sich 
nicht im angenommenen Umfange vermindert, zum anderen 
: war das Ausmaß der sich aus dem Inkrafttreten der 6. No- 
' veile zum BVG ergebenden Erhöhungen größer als erwartet. 

: Diese Mehrausgabe war nicht vorherzusehen und unabweis- 
bar. 

11 13 737 000 000, — i 63 629 433,73 j Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche Rentenver- 

602 i ' Sicherung 

I 

I Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und 

; : war daher unabweisbar. Sie ist darauf zurückzuführen, daß 

! ' die Auswirkungen der Neuregelung .des Rechts der knapp- 

i i schaftlichen Rentenversicherung nur annähernd geschätzt 

! ; werden konnten und daß sich die Umrechnungsarbeiten und 

I damit die Zahlung der höheren Leistungen infolge der bei 
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der Rentenumstellung aufgetretenen Schwierigkeiten zu 
einem erheblichen Teil vom Rechnungsjahr 1957 in das 
Rechnungsjahr 1958 verlagerten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 76. Sitzung am 14. April 1959 von der überplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen. 


11 13 
603" 


33 000 000 — 


2 369 200,— 


Zuschüsse an die knappschaftliche Krankenversicherung 


Der Zuschuß beträgt 1 v. H. der Arbeitsverdienste, für die 
Beiträge zur knappschaftlichen Krankenversicherung gezahlt 
werden. Der Bedarf ist bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1958 zu niedrig geschätzt 
worden, weil das Ausmaß des weiteren Ansteigens der 
Lohnsumme gegenüber 1957 nicht vorhergesehen werden 
konnte. Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflich- 
tung und war daher unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 76. Sitzung am 14. April 1959 von der überplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen. 


11 13 
605 ^ 


15 900 000,— 


8 214 677,19 


Fremdrenten in der Unfallversicherung 


Die Mehrausgabe beruht auf den Auswirkungen des Ge- 
setzes zur vorläufigen Neuregelung von Geldleistungen in 
der gesetzlichen Unfallversicherung vom 17. Juli 1957 
(BGBl. I S. 1071), die in ihrem Ausmaß nicht vorgesehen 
werden konnten. Hinzu kam, daß die Mehrzahl der Renten- 
umstellungen mit den Nachzahlungen für die Zeit vom 
1. Januar 1957 an wegen der dabei aufgetretenen Schwie- 
rigkeiten erst im Rechnungsjahr 1958 vorgenommen wur- 
den und sich die Zahl der Rentenempfänger weiter gestei- 
gert (+ 5,5 V. H.) hat. Die Mehrausgabe beruht auf Gesetz 
und war daher unabweisbar. 


11 13 
610 


65 000 000,— 


20 039 837,75 


Erstattung der Leistungen der Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung auf Grund des Mutterschutzgesetzes 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß im Rech- 
nungsjahr 1958 sowohl die Zahl der Wochenhilfefälle in- 
folge Erhöhung der Zahl der erwerbstätigen Frauen und 
der Geburtenhäufigkeit als auch die Höhe der Aufwendun- 
gen für den einzelnen Wochenhilfefall gegenüber 1957 er- 
heblich angestiegen sind. Diese Entwicklung konnte in ihrem 
Ausmaß nicht vorhergesehen werden. Die Mehrausgabe 
beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und war daher unab- 
weisbar. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 76. Sitzung am 14. April 1959 von der überplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen. 
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111 ^ 1 000 000 — 
622 


62 211 835,11 Leistungen des Bundes auf Ansprüche der Rentenversiche- 
rungsträger für die Zeit vor dem Inkrafttreten der Renten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetze 

Gemäß Artikel 2 § 47 Abs. 2 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 45 Abs. 2 des 
i Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes bleiben die 
i Verpflichtungen des Bundes gegenüber den Rentenversiche- 
i rungsträgern für Zeiten vor dem Inkrafttreten der genann- 
I ten Gesetze unberührt. Bei den auf Grund der früheren 
■ gesetzlichen Vorschriften vom Bund zu tragenden und der 
, Höhe nach genau zu ermittelnden Rententeilen (Grund- 
: betrag, Grundbetragserhöhung, Rentenzulage, Steigerungs- 
I betrag für die Zeit der Zivilinternierung, Mehraufwendun- 
j geh an Verfolgte des Nationalsozialismus) hatte der Bund 
I nach den vom Bundesversicherungsamt aufgestellten Ab- 
I rechnungen über die Rentenzahlungen usw. in der Ange- 
I stelltenversicherung für die Jahre 1954 bis 1956 und in der 
! Rentenversicherung der Arbeiter für das Jahr 1956 noch zu 
I zahlen 

I an die Angestelltenversicherung ... 20 057 443,03 DM 

j an die Rentenversicherung der Arbeiter 43 083 637,12 DM 

I zusammen 63 141 080,15 DM. 

Da zur Zeit der Aufstellung des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1958 die Höhe der Verpfliditungen des Bun- 
des nicht bekannt war und auch nicht annähernd geschätzt 
werden konnte, wurde lediglich als Merkposten der Betrag 
von 1 000 000 DM veranschlagt. 

Von diesem Betrag wurden 70 0754,96 DM für Verpflich- 
tungen aus anderen Abrechnungen benötigt, so daß für 
weitere Ausgaben noch 929 245,04 DM verfügbar blieben. 
Die sich hiernach ergebende Mehrausgabe von 62 211 835,11 
DM beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und war deshalb 
unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 76. Sitzung am 14. April 1959 von der überplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen. 


Einzeiplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 01 ! 1 592 800, — 60 000, — | Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 

i Angestellte und Arbeiter 

j 

I Die Mittel für Notstandsbeihilfen sind nach einheitlichen 
I I Sätzen veranschlagt worden. Die Istausgabe bis Ende De- 

j ! zember 1958 beträgt rd 1 360 000 DM. 

j Für die Monate Januar bis März 1959 muß 

j noch mit einem Bedarf gerechnet werden 

I von 375 000 DM 

j Gesamtbetrag für das Rechnungsjahr 1958 1 735 000 DM 
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Haushaltsbetrag für 1958 1 592 800 DM 

Fehlbetrag 142 200 DM. 


Auf Grund der Ermächtigung durch § 2 
Abs. 2 Nr. 4 des Haushaltsgesetzes 1958 


sind Einsparungen bei Tit. 106 zur Verstär- 
kung der bei Tit. 107 veranschlagten Mittel 
verwendet worden 82 200 DM. 


Es verbleibt die Notwendigkeit zu einer 
überplanmäßigen Haushaltsausgabe von . . 60 000 DM. 


1 2 02 
51Ö~ 


145 000 000 — 


33 200 000,— 


Finanzierung von Anlagen und Beschaffung von rollendem 
Material der Deutschen Bundesbahn nach Maßgabe des Ab- 
schnitts V des Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. April 1955 


Im Entwurf des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1959 sind bei Kap. 12 02 Tit. 510 — wie im Vorjahr — 
als weiterer (fünfter) Finanzierungsbeitrag des Bundes an 
die Deutsche Bundesbahn nach Maßgabe des Abschnitts V 
des Verkehrsfinanzgesetzes 145 000 000 DM vorgesehen. 
Dieser Betrag soll nach dem Finanzierungsplan zum ersten 
Teilvoranschlag des Verkehrsfinanzgesetzes in voller Höhe 
zur Einlösung der im Jahre 1957 zur Vorfinanzierung be- 
gebenen Schatzanweisungen „F" verwendet werden. 


Die Schatzanweisungen „F" werden im Laufe des Jahres 
1959 wie folgt fällig: 


Im Monat 

März 33 200 000 DM 

April 17 200 000 DM 

Juni 5 000 000 DM 

Juli 25 000 000 DM 

September 20 650 000 DM 

Oktober 24 000 000 DM 

November 10 000 000 DM 

Dezember 9 950 000 DM 

zusammen 145 000 000 DM. 


Damit sie die in den ersten Märztagen liegenden hohen 
Fälligkeiten (bis 4. März 1959 = 31 000 000 DM) fristgemäß 
bedienen kann, müssen der Deutschen Bundesbahn bereits 
zum 2. März 1959 33 200 000 DM zur Verfügung gestellt 
werden. Dazu ist eine überplanmäßige Haushaltsausgabe 
(Haushaltsvorgriff) in dieser Höhe notwendig. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgesteiit werden. 
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12 02 j 

125 000 000,— 

90 000 000,— 

Liquiditätshilfe für die Deutsche Bundesbahn 


Die Deutsche Bundesbahn hat bis Ende Dezember 1958 als 
Liquiditätshilfe von den im Haushalt 1958 veranschlagten 
Mitteln 57 500 000 DM erhalten. 


Ende des Geschäftsjahres 1958 beträgt die schwebende 
Schuld der Deutschen Bundesbahn (Inanspruchnahme des 
Geldmarktes über den Kreditplafond bei der Bundes- 
bank und über die Deutsche Verkehrs-Kredit-Bank) 
480 000 000 DM. 

Für die Monate Januar bis März 1959 muß mit folgender 
Entwicklung der Finanzlage der Deutschen Bundesbahn ge- 


rechnet 

werden: 





Kassen- 

einnahmen 

Kassen- 

ausgaben 

Unter- 

deckung 

Schwebende 
Schuld 
(Stand 
jeweils am 
Ende des 
Monats) 


Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

Januar 

520 

692 

172 

652 

Februar 

500 

548 

48 

700 

März 

550 

580 

30 

730 



zusammen 250 



Die schwebende Schuld würde sich demnach in den ersten 
drei Monaten des Jahres 1959 um 250 000 000 DM erhöhen 
und Ende März 730 000 000 DM erreichen. Die Erhöhung ist 
darauf zurückzuführen, daß die Erträge — obwohl sie um 
5,1 V. H. höher als im Vorjahr liegen — gegenüber der vor 
allem aus der Tariferhöhung ab 1. Februar 1958 erwarte- 
ten Steigerung von 14,8 v. H. infolge eines Verkehrsrück- 
ganges erheblich (voraussichtlich um 650 000 000 DM) zu- 
rückgeblieben sind. Außerdem waren die Bundeshilfen, 
einschließlich des Wegfalls der Stundung der Beförderung- 
steuer, um 450 000 000 DM geringer als im Jahre 1957. Es 
ist unbedingt erforderlich, daß die schwebende Schuld, die 
mit 730 000 000 DM den Kreditrahmen der Deutschen Bun- 
desbahn von 400 000 000 DM bei der Bundesbank um 
330 000 000 DM überschreiten würde, auf ein vertretbares 
Maß verringert wird. Der Deutschen Bundesbahn soll daher 
außer einem Betrag von 60 000 000 DM bei Kap. 12 02 
Tit. 531 des Haushalts 1958 ein weiterer Betrag von 
90 000 000 DM als langfristiges Darlehen bewilligt werden, 
der als überplanmäßige Haushaltsausgabe zur Verfügung 
gestellt werden muß. Bei der Aufstellung des Haushalts 
1958 konnte noch nicht mit dieser unabweisbaren Mehraus- 
gabe gerechnet werden. 
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12 02 500 000, — 184 600, — Betriebszuschuß an die Lübecker Hafengesellschaft mbH 

Nach dem Gesellschaftsvertrag ist der Bund verpflichtet, 
einen durch bilanzmäßigen Jahresabschluß festgestellten 
^ Verlust der Lübecker Hafengesellschaft mbH bis zu 500 000 
I ! DM aiiszugleichen. Dieser Betrag war daher alljährlich zu 

! I veranschlagen. Auf Grund einer vorübergehenden Besserung 

■ I I der Betriebslage der Gesellschaft in den Jahren 1955 und 

I j 1956 (Unterschüsse 258 168 DM bzw. 353 793 DM) wurden 

I in den Haushaltsplänen 1956 und 1957 erheblich niedrigere 
: Beträge veranschlagt (80 000 DM und 282 000 DM). Da die 
tatsächlich entstandenen Verluste aus den veranschlagten 
Beträgen nicht gedeckt werden konnten, besteht bis ein- 
; schließlich 1958 gegenüber der Gesellschaft noch eine Zah- 
. lungsverpflichtung des Bundes in Hohe von 268 824,37 DM. 

Es ist erforderlich, zunächst einen Teilbetrag von 184 600 DM 
; dieser Verpflichtung abzudecken. Dazu ist in dieser Höhe 
I eine überplanmäßige Haushaltsausgabe unter Verzicht auf 
; einen Haushaltsvorgriff notwendig. Daher findet § 30 Abs. 3 
I Satz 1 RHO gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1958 keine 
I Anwendung. Der Betrag kann an anderer Stelle des Kap. 
j 12 02 eingespart werden. 

; Bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel 1958 konnte 
I noch nicht mit diesem Bedarf gerechnet werden. Die Mehr- 
ausgabe ist unabweisbar und war nicht vorherzusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 



12 02 737 800,— 

619 



57 000,— 


Beitrag an die International Civil Aviation Organization 
(ICAO) und Kosten für die Geschäftsführung der deutschen 
Vertretung bei dieser Organisation 


Der Bund hat als Vertragspartner der ICAO einen jährlichen 
Beitrag zu zahlen, der am 1. Januar eines jeden Jahres 
fällig ist. Laut Schreiben der ICAO vom 11. Juli 1958 ist 
der Beitrag des Bundes in der 11. Vollversammlung für das 
Kalenderjahr 1959 auf 178 704 kanadische Dollar (kan. S) 
festgesetzt worden. Hierauf wurde bisher nur ein Teilbetrag 
von 164 400 kan. S 711441 DM gezahlt, weil hierfür im 
Rechnungsjahr 1958 nur 716 000 DM zur Verfügung stehen. 
Es ist demnach ein Rest von 14 304 kan. $ = 61 507 DM 
verblieben, der noch zu entrichten ist. Zur Bestreitung die- 
ser Ausgabe ist eine überplanmäßige Haushaltsausgabe von 
rd. 57 000 DM erforderlich (61 507 DM ■/. 4559 DM = 
56 948 DM). 

Bei der Aufstellung des Haushalts 1958 konnte der ICAO- 
Jahresbeitrag 1959 nur geschätzt werden, weil zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Rechnungsunterlagen der ICAO Vor- 
lagen. Die Mehrausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Zur Vermeidung einer entsprechenden Erhöhung des An- 
satzes für 1959 soll auf einen Haushaltsvorgriff verzichtet 
werden. Daher findet § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO gemäß § 3 

j Abs. 1 Haushaltsgesetz 1958 keine Anwendung. 

i Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 
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12 02 ' — 2 878 681,20 Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, zur Abgeltung 

626 I von Eingangsabgaben 


I Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
' Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
! (Zoll und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
I mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa AG die Mittel für 
diese fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. 
Ihr sollen daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse 
zur Verfügung gestellt werden. 


Nach den in der Zeit von September 1958 bis März 1959 
von den Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche 
Lufthansa AG 2 878 681,20 DM zu entrichten. Die Beträge 
sind der Deutschen Lufthansa AG bis zum 25. März 1959 
gestundet worden. Der Betrag von 2 878 681,20 DM soll ihr 
ebenfalls als Zuschuß zur Abgeltung von Eingangsabgaben 
zur Verfügung gestellt werden. 


Ausgleich durch zusätzliche Einnahmen bei Kap. 06 01 
Tit. St 2 und St 10. 


12 02 
apl. 633 


I 


*) 367 000,— 


I 


Darlehen und Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, 
für die Unterhaltung und den Betrieb der Verkehrsflieger- 
schule in Bremen 

Zur Ausbildung von Verkehrsfliegern soll eine Verkehrs- 
fliegerschule errichtet werden. Als Zuschuß an diese Ver- 
kehrsfliegerschule sind im Haushalt 1958 bei Kap. 12 02 
Tit. 632 veranschlagt 3 467 000 DM. In Verhandlungen mit 
den Ländern über eine gemeinsame Trägerschaft für die 
Verkehrsfiiegerschuie und eine Beteiligung an den aufzu- 
wendenden einmaligen und laufenden Kosten konnte nur er- 
reicht werden, daß sich das Land Bremen ab 1958 mit jähr- 
lich 300 000 DM an den Betriebskosten beteiligt. Die Er- 
richtung der Verkehrsfiiegerschuie als selbständige Anstalt 
oder Gesellschaft hat sich daher noch verzögert. 

Die Deutsche Lufthansa AG hat aus diesem Grunde die 
Verkehrsfiiegerschuie in Bremen im Mai 1956 zunächst 
selbst eröffnet und seitdem betrieben. Ihr müssen im not- 
wendigen Umfange Darlehen für Investitionen und Zu- 
schüsse für den Betrieb zur Verfügung gestellt werden. 


Für Investitionen ist der Deutschen Lufthansa AG im Rech- 
nungsjahr 1958 ein Darlehen bewilligt worden von 700 000 
DM. Die Aufwendungen für den Betrieb im Geschäftsjahr 
1958 und für das 1. Vierteljahr 1959 (Januar bis März 1959) 
betragen 


1. Januar bis 
1958 . . . 

30. September 

DM 

2 356 200 — 

DM 

Vorplanung 1 
31. Dezember 

. Oktober 
1958 . . 

bis 

760 000,— 


Vorplanung 

31. März 1959 

1. Januar 

bis 

81 1 000,— 

3 927 200, 
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DM DM 

! Übertrag 3 927 200 — 

I 

I Als Zuschüsse wurden bezahlt 
I Rechnungsjahr 1957 

22. Januar 1958 256 433,53 

13. März 1958 300 000,— 556 433,53 

Rechnungsjahr 1958 

20. August 1 958 900 000,— 

29. Dezember 1958 1 500 000, — 2 400 000, — 2 956 433,53 

ungedeckter Betrag 970 766,47. 

Auf die ungedeckten Kosten für den Betrieb der Verkehrs- 
fliegerschule soll der Deutschen Lufthansa AG ein weiterer 
Zuschuß gezahlt werden von 367 000 DM. 

Die Verrechnung des Anteils des Landes Bremen an den 
Betriebskosten wird durchgeführt, sobald die Verkehrs- 
fliegerschule als selbständige Institution errichtet ist. 

In Höhe von 367 000 DM ist eine weitere außerplanmäßige 
Haushaltsausgabe notwendig. Bei Kap. 12 02 Tit. 632 für 
1958 — Zuschuß an die Verkehrsfliegerschule — kann hier- 
für ein Betrag von 158 980 DM eingespart werden. In Höhe 
der restlichen 208 020 DM sind Ausgabereste in Abgang 
gestellt worden. 


12 02 
675 “^ 


2 200 ,— 


I 


50 000 ,— 


Beiträge an deutsche Vereine und Gesellschaften sowie an 
internationale Organisationen 

Die Intergovernmental Maritime Consultative Organization 
hat die Aufgabe, die Voraussetzungen für die Zusammen- 
arbeit zwischen den Regierungen auf dem Gebiet der staat- 
lichen Regelung und Praxis über technische Fragen aller 
Art, die die internationale Handelsschiffahrt berühren, und 
für die umfassende Einführung möglichst hoher Normen in 
Angelegenheiten der Sicherheit auf See und der Leistungs- 
fähigkeit der Schiffahrt zu schaffen, auf die Beseitigung der 
von Regierungen getroffenen diskriminierenden Maßnahmen 
und unnötigen Beschränkungen, die die internationale 
Handelsschiffahrt berühren, hinzuwirken und Fragen über 
unlautere wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen von 
Schiffahrtsgesellschaften zu prüfen. 

Auf Grund der gemeinsamen Kabinettsvorlage der Bundes- 
minister für Verkehr und des Auswärtigen vom 13. No- 
vember 1958 hat das Kabinett den Beitritt des Bundes 
zur IMCO beschlossen. Der Bund wurde daraufhin auf 
der konstituierenden Sitzung der IMCO in London vom 
15. bis 19. Januar 1959 als Mitglied aufgenommen. In der 
Sitzung wurden folgende Beiträge festgesetzt: 

a) Grundbeitrag entsprechend dem Prozentsatz des Bei- 
trages, der zur UNO oder deren Organisationen zu lei- 
sten ist, 
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i b) Zusatzbeitrag entsprechend der Größe der Tonnage, wie 
j sie von Lloyd's Register of Shipping — Ausgabe No- 
vember 1958 — für die einzelnen Mitgliedsländer aus- 
! gewiesen wird, und 

I c) Bevorschussung der Betriebsmittel entsprechend dem 
Prozentsatz des Beitrages zum Gesamthaushalt der IMCO. 

Die IMCO hat den Beitrag des Bundes für das Kalender- 
jahr 1959 mit 11 841 US-Dollar = rd. 50 000 DM angefor- 
dert, der bis Mitte Marz 1959 zu entrichten ist. 

ln Höhe von 50 000 DM ist eine überplanmäßige Haushalts- 
ausgabe erforderlich. Bei der Veranschlagung der Mittel 
i für 1958 konnte noch nicht mit diesem Bedarf gerechnet 
j werden. Die Ausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis 
! zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

I Die Ausgabe war nicht vorhersehbar, weil die Bundesregie- 
: riing den Beitritt des Bundes erst im November 1958 be- 
, schlossen hat. Sie ist auch unabweisbar, weil die Zahlungs- 
verpflichtung mit der Aufforderung der IMCO entsteht. 

Ein entsprechender Betrag wird bei Kap. 12 02 Tit. 614 
eingespart. 


445 000, — 80 000, — | Unterhaltszuschüsse für Beamte auf Widerruf im Vorberei- 

I tungsdienst 

i Mehrbedarf infolge Erhöhung der Unterhaltszuschüsse für 
j Bundesbeamte im Vorbereitungsdienst auf Grund der Unter- 
haltszuschußverordnung vom 21. November 1957 und Ge- 
' Währung einer Zulage (Technikerzulage) für Anwär/ter 

technischer Laufbahnen. 

Die Mehrausgabe konnte bei der Aufstellung des Haushalts- 
! plans für das Rechnungsjahr 1958 nicht vorhergesehen wer- 
den; sie ist unabweisbar, weil auf die Zahlungen ein 

Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


516 000 — 


! 


40 000 — 


Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 


Mehrbedarf an Beschäftigungsvergütungen und Trennungs- 
entschädigungen aus Anlaß der Einweisung von unterbrin- 
gungsberechtigten Beamten nach G 131 in freie Planstellen 
(Durchführung des § 18b G 131) und infolge von Neuem- 
Stellungen bzw. Versetzungen und Abordnungen von Ersatz- 
kräften für die von den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
zur Moselkanalisierung freigestellten Bediensteten. 

Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1958 
nicht vorherzusehen, weil mit den infolge dieser Maßnah- 
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! men notwendigen Abordnungen und Versetzungen nicht im 
! voraus gerechnet werden konnte. Sie ist unvermeidlich und 
unaufschiebbar, da die am Ort nicht verfügbaren Kräfte zur 
reibungslosen Abwicklung des Dienstbetriebes teilweise 
neu eingestellt werden mußten und auf die Zahlung von 
Bescbäftigungsvergütung bzw. Trennungsentscbädigung ein 
Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 03 
217 ^ 


190 000 — 


12J)3 50 000,— I 

2T9 ^ I 

i 


72 000,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Mehrbedarf an Umzugskostenvergütungen aus Anlaß der 
Einweisung von unterbringungsberechtigten Beamten nach 
G 131 in freie Planstellen (Durchführung des § 18b G 131) 
sowie infolge von Neueinstellungen und Versetzungen von 
Ersatzkräften für die von den Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen zur Moselkanalisierung freigestellten Bediensteten 
und der in diesem Zusammenhang angeordneten Umzüge. 
Die nicht vorhersehbare Mehrausgabe konnte bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1958 nicht berücksichtigt werden. 
Sie ist unvermeidlich und unaufschiebbar, da zur Einsparung 
von Trennungsentschädigung die Zuweisung von Familien- 
wohnungen beschleunigt werden mußte und auf die Zah- 
lung der Umzugskostenvergütung ein Rechtsanspruch 
besteht. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


20 000, — ^ Gerichts- und ähnliche Kosten 

Außerordentlicher Mehrbedarf infolge des aus Anlaß des 
Schiffsunfalls MT „Eurycleia" im Nord-Ostsee-Kanal (am 
2./3. November 1953) durchgeführten Rechtsstreits der Schiffs- 
eigentümerin gegen die Bundesrepublik Deutschland. Der 
i Rechtsstreit konnte erst im Rechnungsjahr 1958 durch einen 
I Vergleich beigelegt werden. 

Die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel in Höhe von 
20 000 DM ist zwangsläufig und konnte bei der Veranschla- 
gung der Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 1958 nicht 
vorhergesehen werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 03^ I 
3Ö3 1 


80 000,— 


i 


370 000,— 


Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 

Außerordentlicher Mehrbedarf infolge von Schiffsunfällen, 


und zwar 

am 3. Juni 1952 105 000 DM 

am 2./3. November 1953 des MT „Eurycleia" 220 000 DM 
am 27. Januar 1951 des SK „Harpen 2" . . 45 000 DM 

370 000 DM. 
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I Die Rechtsstreitigkeiten konnten erst im Rechnungsjahr 1958 
I durch Vergleiche beigelegt werden. 

I Die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel in Höhe von 
I 370 000 DM ist zwangsläufig und konnte bei der Veran- 
schlagung der Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 1958 
nicht vorhergesehen werden. 

In Höhe von 150 000 DM Einsparung innerhalb des Einzel- 
plans 12.. Weitere 220 000 DM Einsparung durch Inabgang- 
stellung von Ausgaberesten. 


*) 6 000 000,^ — I Finanzierung der im Verkehr zwischen der Bundesrepublik 
! und Berlin (West) sowie zwischen Hamburg und dem übri- 
i gen Bundesgebiet (Elbe-Mittellandkanal) in der sowjetischen 
Besatzungszone erhobenen Wasserstraßenbenutzungsgebüh- 
ren 

In der sowjetischen Besatzungszone werden seit dem 5. Mai 
I 1958 Wasserstraßenbenutzungsgebühren erhoben. Sie be- 
I tragen für Güterschiffe 3 DM je t Tragfähigkeit und für 
Schlepper 2 DM je PS-Leistung. Es schweben Verhandlungen 
zwischen einer Delegation des Bundesministeriums für Ver- 
I kehl und Vertretern der SBZ, daß die Verordnung über die 
' Gebühren wieder aufgehoben wird und die SBZ statt dessen 
! vom Bund als Ausgleich für etwaige durch den Bau einer 
Staustufe bei Geesthacht (Elbe) eintretende Schäden eine 
Abfindung erhält. Die Verhandlungen haben jedoch bis 
jetzt zu keinem Ergebnis geführt, und es ist anzunehmen, 
daß sie sich auch noch einige Zeit hinziehen werden. 

Die Schiffer sind nicht in der Lage, die Wasserstraßen- 
benutzungsgebühren selbst zu tragen. Um die Versorgungs- 
lage von Westberlin nicht zu gefährden und den Binnen- 
schiffsverkehr aufrechtzuerhalten, sollen die Gebühren vom 
Bund übernommen werden. Eine spätere Anrechnung auf 
eine der SBZ zu zahlende Entschädigung ist in Aussicht 
genommen. 

I 

Im Berlinverkehr und im Verkehr Hamburg/Mittelland- 
kanal/übriges Bundesgebiet fallen monatlich etwa 1 800 000 
bis 2 000 000 DM Wasserstraßenbenutzungsgebühren an. Für 
die Monate Januar bis März 1959 ist mit einem weiteren 
Bedarf von voraussichtlich 6 000 000 DM zu rechnen. Dieser 
weitere Betrag soll außerplanmäßig zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die Inanspruchnahme ist zwangsläufig und unabweisbar. 

Von dem Gesamtbetrag der überplanmäßigen Ausgabe im 
Rechnungsjahr 1958 von 20 000 000 DM sind überplanmäßig 
18 021 008,34 DM in Anspruch genommen. Davon werden 
16 000 000 DM durch Mehreinnahmen gedeckt und 
2 021 008,34 DM an anderer Stelle des Einzelplans 12 ein- 
gespart. 
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12 03 6 000 000,— 

j 


12 12 

apl. 956 


I 

I 


3 000 000, — Anteil am Stammkapital der Internationalen Mosel GmbH 

t Die Bundesrepublik hat im Vertrag vom 27. Oktober 1956 
: mit Frankreich vereinbart, die Mosel zwischen Diedenhofen 
I und Koblenz zu kanalisieren. Von den auf 370 000 000 DM 
j veranschlagten Gesamtkosten trägt die Bundesrepublik 
i 120 000 000 DM, Frankreich 248 000 000 DM und Luxemburg 
I 2 000 000 DM. Der Bund erbringt seinen Anteil durch seine 
I Stammeinlage von 50 000 000 DM und durch nicht zurück- 
1 zahlbare Zuwendungen von 70 000 000 DM, Dem Kosten- 
I anteil der Bundesrepublik von 120 000 000 DM stehen Ein- 
I nahmen in Höhe von 60 000 000 DM aus Beiträgen zum Bau 
I der Schiffahrtsanlagen des Energieerzeugungsunternehmens 
i gegenüber, dem die Ausnutzung der Wasserkraft an den 
I Staustufen auf deutschem Hoheitsgebiet übertragen werden. 


j Im Rechnungsjahr 1958 wurden von der Stammeinlage des 
! Bundes 10 500 000 DM benötigt, davon 4 500 000 DM Anteil 
der Rheinisch-Westfälischen Elektrizitäts AG (RWE). Der 
Vertrag mit dem RWE konnte im Rechnungsjahr 1958 aus 
Gründen, die nicht von der Gesellschaft zu vertreten waren, 
nicht mehr zum Abschluß gebracht werden. Obwohl im § 1 
des Vertrages vorgesehen ist, daß der Beitrag 1958 erst nach 
Vertragsabschluß fällig wird, hat das RWE einen Betrag von 
1 500 000 DM vorgeleistet. Da eine weitere Vorleistung nicht 
zu erreichen war, war die Bereitstellung überplanmäßiger 
1 Haushaltsmittel in Höhe von 3 000 000 DM unumgänglich 
notwendig. Dieses konnte bei der Veranschlagung für 1958 
nicht vorhergesehen werden. 

Von den Haushaltsmitteln 1959 bei Kap. 12 03 Tit. 757 wer- 
I den 3 000 000 DM vorweg in Abgang gestellt. 

j Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat der 
überplanmäßigen Ausgabe zugestimmt. 


*) 34 000,— 


Vorbereitung der Statistik der Kosten und Leistungen im 
Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen im Jahre 1959 


Zur Vorbereitung der nach dem Gesetz über die Statistik 
der Kosten und Leistungen im Güterverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen, mit Binnenschiffen und mit Eisenbahnen im Jahre 
1959 vom 21. Dezember 1958 (BGBl. I S. 988) vom Statisti- 
schen Bundesamt aufzustellenden Statistik sind vom Kraft- 
fahrt-Bundesamt nach einem besonderen Auswahlplan die 
für die statistischen Erhebungen heranzuziehenden Straßen- 
kraftfahrzeuge und Unternehmen aus den vorhandenen Kar- 
teien zu ermitteln und die benötigten Angaben dem Statisti- 
schen Bundesamt mitzuteilen. Die Kosten dieser Sonder- 
arbeiten sind wie folgt veranschlagt: 

Personalkosten (Beschäftigung von 13 Zeit- 
angestellten für 3 Monate in der Lochkarten- 
stelle und der Kraftfahrzeugerfassung) . . 28 500 DM 

Sachausgaben (Miete für Lochkartenmaschi- 
nen, Beschaffung von Lochkarten und Erhe- 
bungsbogen) 5 500 DM 

zusammen ... 34 000 DM. 
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I Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1958 nicht 
vorherzusehen, weil sie erst in Auswirkung des o. a. Ge- 
setzes notwendig wurde; sie ist unvermeidlich und unauf- 
j schiebbar, weil sie aus den verfügbaren Mitteln nicht be- 
stritten werden kann und die Vorbereitungsarbeiten Vor- 
I aussetzung für die am 1. Januar 1959 beginnenden statisti- 
schen Erhebungen sind. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 14 
104a 


12 932 200 — 


I 

! 


54 000 — 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütungen der 
Angestellten) 


Mehr zur Einarbeitung von Ersatzkräften für die zum 
Wetterdienst der Bundeswehr abzugebenden Bediensteten. 
Ein großer Teil der einzustellenden Ersatzkräfte, und zwar 
30 Angestellte der Verg.-Gr. TO. A VII, muß, da diese Kräfte 
entweder infolge anderweitiger Beschäftigung dem Wetter- 
dienst entfremdet oder völlig dienstfremd sind, etwa 3 Mo- 
nate eingearbeitet werden. Hiervon entfällt noch 1 Monat 
auf das Rechnungsjeihr 1958. 

Der Mehrbedarf war bei der Aufstellung des Haushalts nicht 
vorherzusehen, da der Umfang der Personalabgabe zur Bun- 
deswehr nur geschätzt werden konnte. Die Mehrausgabe ist 
unvermeidlich und unaufschiebbar, da zur reibungslosen 
Dienstabwicklung Ersatzkräfte eingestellt werden müssen. 


Der Betrag wird aus dem Verteidigungshaushalt erstattet 
(Kap. 14 02 Tit. 222). 


1 2 14 
714 


108 100 — 


10 000 — 


Einbau einer neuen Warmwasserheizanlage im Dienstge- 
bäude des Seewetteramtes Hamburg 


Bei der Durchführung der Umbauarbeiten einer neuen 
Warmwasserheizanlage im Gebäude des Seewetteramtes 
Hamburg — die alte Zentraldampfheizung ist rund 50 Jahre 
alt — haben sich unvorhergesehene Schwierigkeiten erge- 
ben, die zwangsläufig Mehrausgaben gegenüber dem 
Kostenvoranschlag erforderlich machen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 15 

12Ö~ 


473 200 — 


65 000,— 


Ausbildungskosten für Nachwuchskräfte im Flugsicherungs- 
kontrolldienst 


Der Mehrbedarf ist infolge Erhöhung der Unterhaltszu- 
schüsse auf Grund der Unterhaltszuschußverordnung vom 
21. November 1957 entstanden. Die Mehrausgabe konnte bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1958 nicht vorhergesehen werden; sie ist unabweisbar, weil 
auf die Zahlungen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 
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14 01 6 000 000 — 

107 


1 500 000 — I Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte und 
Soldaten sowie für Angestellte und Arbeiter 

; Bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlages 1958 war der 
i Bedarf nicht nach den für alle Ressorts geltenden Kopfsätzen 
I ermittelt worden, weil die Zahl der Beihilfeberechtigten sich 
I nicht zuverlässig genau ermitteln ließ. Zur Schätzung des 
I Bedarfs wurde daher die Ausgabenentwicklung im Rech- 
nungsjahr 1957 herangezogen. Der veranschlagte Haushalts- 
betrag reichte zur Deckung der anfallenden Ausgaben nicht 
aus, weil eine höhere Zahl von Beihilfeanträgen einging 
als vorhergesehen werden konnte. Die Mehrausgabe war 
unabweisbar, da auf Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 101. 


14^1 

215a 


720 000,— 


35 228,38 


Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


Durch die Ausweitung des Geschäftsbetriebes, insbesondere 
bei den technischen Dienststellen des Ministeriums, sowie 
durch die Erhöhung der Eisenbahntarife seit Aufstellung des 
Haushaltsplans 1958 hat sich der veranschlagte Betrag als 
unzureichend erwiesen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 215b. 


14 02 
302 


4 600 000,— 


i 


1 000 000 ,— 


N ach wu chs w erbung 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1958 konnte der Bedarf 
für die Nachwuchswerbung nur geschätzt werden. Nach den 
bisherigen Ausgaben und dem Erfordernis der Fortführung 
der angelaufenen Werbemaßnahmen muß mit einem über- 
planmäßigen Bedarf in Höhe von 1 000 000 DM gerechnet 
werden. Die Mehrausgabe ist unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 14 Tit. 304. 


14 02 
apl. 950 


*) 510 075 276,— 


Devisenhilfe an Großbritannien 


Nach Absatz II Ziffer 1 des Gesetzes betr. Vereinbarung 
I zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
! und der Regierung des Vereinigten Königreichs von Groß- 
britannien und Nordirland über eine Devisenhilfe an Groß- 
britannien (Artikel 3 des Nordatlantik-Vertrages) vom 
19. Mai 1959 (BGBl. II S. 544) hat die Bundesrepublik 
Deutschland 50 000 000 Pfund Sterling bei der Regierung von 
Großbritannien zinsfrei zu hinterlegen. Aus der hinterlegten 
Summe werden die Zahlungen geleistet, die die Bundes- 
republik Deutschland ab 1. Oktober 1958 für Materialliefe- 
rungen und Dienstleistungen durch Großbritannien zu er- 
I bringen hat. Da seit dem 1. Oktober 1958 für Lieferungen 
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und Dienstleistungen schon Beträge direkt bezahlt worden 
sind, ermäßigt sich die Hinterlegungssumme auf 43 359 000 
Pfd. St. - 510 075 276 DM. 

Die Ausgabe ist unvorhergesehen und unabweisbar. 

Die haushaltsmäßigen Einsparungen bei den in Betracht 
kommenden Titeln für Beschaffungen und Dienstleistungen 
in den Rechnungsjahren 1959 ff. werden dadurch sicher- 
gestellt, daß alle Zahlungen aus der Hinterlegungssumme 
als Ausgabe bei den betroffenen Titeln gebucht werden. Im 
Rechnungsjahr 1959 wird für jede dieser Ausgaben eine ent- 
sprechende außerplanmäßige Einnahme im Kap. 14 02 Tit. 
apl. 95 (Rückeinnahmen aus der Devisenhilfe an Großbritan- 
nien) gebucht. 

Die für die Zahlung benötigten Kassenmittel sind bei den 
fortdauernden Ausgaben des Einzelplans 14 eingespart wor- 
den. 


14 03 
215c 


42 000,— 


Reisekostenvergütungen (Reisen in Personalvertretungsan- 
gelegenheiten) 


Mit dem Aufbau der für den Geschäftsbereich des BMVtdg 
gemäß § 51 Personalvertretungsgesetz vom 5. August 1955 
(BGBL I S, 477) zu bildenden Bezirkspersonalräte — Stufen- 
vertretungen — wurde erst im März 1958 begonnen. 

Nach den Bemerkungen des BMF vom 12. Mai 1958 für die 
Aufstellung der Voranschläge 1959 sind die den Mitgliedern 
der Personalvertretungen zu zahlenden Reisekostenvergü- 
tungen jeweils in dem Haushaltskapitel derjenigen Dienst- 
stelle zu veranschlagen, der das betreffende Mitglied ange- 
hört. Im vorliegenden Fall handelt es sich um Zivilbe- 
dienstete aus dem Truppenbereich, für die die Mittel daher 
bei Kap. 14 03 zu veranschlagen sind. Bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1958 konnte noch 
nicht übersehen werden, ob b’zw. in welcher Höhe Haus- 
haltsmittel bei Kap. 14 03 Tit. 215c benötigt werden. Der 
Titel wurde daher ohne Ansatz ausgebracht. Die Ausgabe 
ist zugleich unabweisbar im Sinne des § 33 Abs. 1 RHO. 


Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 299. 


14 ^ 

298 


1 404 000,— 


221 000 ,— 


Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 


Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts 1958 konnte 
die personelle Entwicklung im Auf- und Ausbau der militäri- 
schen Dienststellen zahlenmäßig nicht in vollem Umfang 
übersehen werden. Es war insbesondere nicht möglich, die 
für die Genehmigung der durchgehenden Arbeitszeit im 
Sinne des § 8 der VO über die Arbeitszeit der Bundesbeam- 
ten vom 15. Juni 1954 (BGBl. I S. 149) und der Änderung 
zu § 8 (BGBl. I 1958 S. 374) in Verbindung mit Nr. 9 der 
Kantinenrichtlinien (GMBl. 1954 S. 374) im Einzelfall zu- 
grunde liegenden besonderen Umstände hinsichtlich der 
dienstlichen und örtlichen Verhältnisse vorher zu übersehen. 
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I Ein Mehrbedarf entstand insbesondere für das Zivilpersonal 
I ; bei zwei Truppenübungsplatzkommandanturen und durch die 

j Neueinrichtung einer Fliegerhorstgruppe. Aus der Zwangs- 
I läufigkeit der Ausgaben ergibt sich zugleich eine Unabweis- 
i barkeit im Sinne des § 33 Abs. 1 RHO. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 303. 

14 04 8 440 000, — 1 200 000, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 

108 Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 

kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Der Haushaltsansatz bei Kap. 14 04 Tit. 108 im Rechnungs- 
jahr 1958 war gegenüber dem Ansatz im Rechnungsjahr 1957 
um 2 180 000 DM herabgesetzt worden, weil davon ausge- 
gangen wurde, daß sich die Zahl der Empfänger von Tren- 
nungsentschädigung und Beschäftigungsvergütung trotz wei- 
teren Personalzuwachses infolge der Wohnungsfürsorge für 
die Angehörigen der Bundeswehrverwaltung vermindern 
würde. Das Wohnungsbauprogramm für die Angehörigen 
der Bundeswehrverwaltung konnte jedoch nicht in dem ur- 
sprünglich für das Rechnungsjahr 1958 angenommenen Um- 
fang verwirklicht werden. Dadurch sind bei diesem Titel 
Mehrausgaben angefallen. Ein Teil der Mehrausgaben 
konnte durch Einsparungen bei Tit. 217 (gegenseitig dek- 
kungsfähig mit Tit. 108 nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Haushalts- 
gesetzes 1958) gedeckt werden. Die restlichen Mehrausgaben 
in Höhe von 1 200 000 DM mußten überplanmäßig gezahlt 
werden. Die überplanmäßige Ausgabe war unvorhergese- 
hen. Sie war auch unabweisbar, weil das BMVtdg zur Zah- 
lung gesetzlidi verpflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 101. 

14 04 15 000, — 40 000, — Reisekostenvergütungen (Reisen in Personalvertretungsan- 

215c gelegenheiten) 

Die Personalvertretungen sind erst zu Beginn des Rech- 
nungsjahres 1958 gebildet worden. Demgemäß konnten die 
Stufenvertretungen erst im Laufe des Jahres tätig werden. 
Von den Ausgaben für die Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten gemäß § 52 Abs. 2 PVG entfallen auf 

a) 128 Mitglieder der ersten Stufenvertretung rd. 43 500 DM, 

b) 21 Mitglieder der zweiten Stufenvertretung rd. 10 500 DM. 

Im Betrage zu a) sind auch die Kosten für die nach dem 
j GMBl, 1957 S. 90 als Ausnahmefall zugelassenen Reisen von 

I Mitgliedern örtlicher Personalräte im Umfange von rd. 5000 

; DM enthalten. 

; Durch die im Personalvertretungsgesetz festgelegte Ge- 

schäftsführung der Personalräte gelten die Ausgaben als 
unabweisbar im Sinne des § 33 RHO. Der Mehrbedarf 
konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 1958 im monat- 
lichen Umfang nicht vorhergesehen werden. 

i Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 208. 
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14 08 ' 3 12^5 000 — 

301 : 


14 08 
303 ^ 


2 700 000 — 


i 

I 


4 093 000, — Betrieb der Sanitätseinrichtungen, insbesondere Kosten der 
Lazaretlwirtschaft und der Krankenpflege, sowie Kosten für 
die Inanspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen 
; und sonstiger Einrichtungen des Gesundheitswesens 

; Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruches 
i auf freie Heilfürsorge gemäß § 30 Abs. 1 des Soldatenge- 
I setzes vom 19. März 1956 (BGBl. I S. 114) in Verbindung mit 
I § 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 1957 
I (BGBl. I S. 993) und § 6 des Wehrsoldgesetzes vom 30. März 
I 1957 (BGBL I S. 308) entstanden. Da die geplanten Lazarette 
zur vorgesehenen Zeit noch nicht einsatzbereit waren, muß- 
ten weitgehend zivile Krankenpflegeeinrichtungen in An- 
spruch genommen werden. Hierdurch wurden höhere Kosten 
hervorgerufen. Die Mehraufwendungen sind unvorherge- 
sehen und infolge der rechtlichen Verpflichtung unab- 
weisbar. 

Einsparung hei Kap. 14 03 Tit. 102. 


2 756 000,— 


Beschaffung der Arzneien, Impfstoffe, Verbandsmittel, Bril- 
len, künstlidien Glieder und dergleichen 


Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
freie Heilfürsorge gemäß § 30 Abs. 1 des Soldatengesetzes 
in Verbindung mit § 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsge- 
setzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes entstanden. Die ge- 
planten Depoteinrichtungen waren zur vorgesehenen Zeit 
noch nicht einsatzbereit. Die benötigten Arzneien und der- 
gleichen mußten daher weitgehend bei Apotheken und an- 
deren zivilen Einrichtungen einzeln beschafft werden. Hier- 
durch sind Mehrkosten entstanden. Die Mehraufwendungen 
sind unvorhergesehen und infolge der rechtlichen Verpflich- 
tung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102. 


14 08 
304~ 


4 350 000,— 


1 


1 438 000,— 


Ärztliche Untersuchungen, Honorare und Auslagenersatz für 
Vertragsärzte und für ärztliche Hilfe in Fällen, in denen 
Sanitätsoffiziere nicht zur Verfügung stehen 

Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruches 
auf freie Heilfürsorge gemäß § 30 Abs. 1 des Soldatenge- 
setzes in Verbindung mit § 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes entstanden. Die 
Planstellen für Sanitätsoffiziere konnten mangels geeigneter 
Bewerber erst am Ende des Rechnungsjahres 1958 bis zu 
50 V. H. besetzt werden. Es war daher notwendig, in großem 
Umfange zivile Vertragsärzte zu verpflichten. Dadurch sind 
Mehrkosten entstanden. Die Mehraufwendungen sind unvor- 
hergesehen und infolge der rechtlichen Verpflichtung unab- 
! weisbar. 

I 

I Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102. 
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14 08 
308 ” 


3 240 000 — 


1 844 000,— 


Zahnärztliche Behandlung 


Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
freie Heilfürsorge gemäß § 30 Abs. 1 des Soldatengesetzes 
in Verbindung mit § 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsge- 
setzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes entstanden. Die Plan- 
stellen für Sanitätsoffiziere (Z) konnten mangels geeigneter 
Bewerber am Ende des Rechnungsjahres 1958 erst zu 
50 V. H, besetzt werden. Es mußten daher weitgehend zivile 
Vertragszahnärzte verpflichtet werden. Dadurch sind höhere 
Kosten entstanden. Die Mehraufwendungen sind unvorher- 
gesehen und infolge der rechtlichen Verpflichtung unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 102. 


14JJ. 
304 a 


8 097 000,— 


1 650 000 — 


Bekleidungsentschädigung (Einmaliger Bekleidungszuschuß 
und Entschädigung für besondere Abnutzung der Dienstbe- 
kleidung für Selbsteinkleider sowie zusätzliche Bekleidungs- 
zuschüsse für Selbsteinkleider bei Kommandierungen ins 
Ausland und in besonderen Fällen) 


Die Selbsteinkleider der Bundeswehr erhalten nach § 62 
Abs. 2 Satz 2 des Soldatengesetzes und § 36 Abs. 1 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes einen einmaligen Bekleidungszuschuß 
und eine Entschädigung für besondere Abnutzung der Dienst- 
bekleidung. Die im November 1957 angeordnete Abrechnung 
und Auszahlung konnte für die rückliegende Zeit bis zum 
Abschluß des Rechnungsjahres 1957 nicht in vollem Umfange 
durchgeführt werden. Nicht abgerechnete Zahlungen mußten 
deshalb zu Lasten der Haushaltsmittel 1958 geleistet wer- 
den. Die Haushaltsmittel 1957 sind nicht in vollem Umfange 
in Anspruch genommen worden. 

Die Mehraufwendungen sind unvorhergesehen und infolge 
der rechtlichen Verpflichtungen unabweisbar. 


Einsparungen bei Kap. 14 11 Tit. 350. 


14 12 

7T4/2I 


200 000 ,— 


418 810,42 


Neubau einer Bataillonskaserne in Neustadt Kreis Marburg 
(Lahn) 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1958 war nicht vorauszusehen, daß der Bau der Bataillons- 
kaserne in Neustadt Kreis Marburg (Lahn) so rasche Fort- 
schritte machen würde. Die für das Bauvorhaben vorgese- 
henen Mittel reichen daher nicht aus. 


Da die einmal begonnene Baumaßnahme zur Vermeidung 
von Schäden ohne Unterbrechung zu Ende geführt werden 
muß, ist die Mehrausgabe unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 
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14 12 

742/56 

1 000 000,— 

644 680,75 i 

Instandsetzung der Flakkaserne in Wolfenbüttel 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 


1958 war nicht vorauszusehen, daß die Instandsetzung der 
Flakkaserne in Wolfenbütte] so rasche Fortschritte machen 
würde. Die für die Instandsetzungsmaßnahmen vorgese- 
henen Mittel reichen daher nicht aus. 

Da die einmal begonnene Instandsetzungsmaßnahme zur 
Vermeidung von Schäden ohne Unterbrechung zu Ende ge- 
: führt werden muß, ist die Mehrausgabe unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


14 12 
743/17 


500 000,— 


14 12 I 200 000 — 
7 ~43/2V \ 


14 12 (Ausgaberest | 

743/(502) 1957: i 

9 985,07) j 


55 357,70 Instandsetzung des Flugplatzes in Gelsenkirchen 

Der auf Grund einer Schätzung in den Haushalt eingestellte 
Betrag von 500 000 DM für die Instandsetzung des Flug- 
. platzes in Gelsenkirchen reicht nicht aus, um die vorgese- 
; hene Instandsetzungsmaßnahme durchzuführen. Der Mehr- 
: bedarf war bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
' nungsjahr 1958 nicht vorherzusehen, da die Unterlagen nach 
I § 14 RHO noch nicht Vorlagen. 

j Da die einmal begonnene Instandsetzungsmaßnahme zur 
j Vermeidung von Schäden ohne Unterbrechung zu Ende ge- 
führt werden muß, ist die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


323 117,37 


Instandsetzung des Ausländerlagers in Augustdorf-Senne 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1958 war nicht vorauszusehen, daß die Instandsetzung des 
Ausländerlagers in Augustdorf-Senne so rasche Fortschritte 
machen würde. Die für die Instandsetzungsmaßnahme vor- 
gesehenen Mittel reichen daher nicht aus. 

Da die einmal begonnene Instandsetzungsmaßnahme zur 
Vermeidung von Schäden ohne Unterbrechung zu Ende ge- 
führt werden muß, ist die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


19 382,39 : Instandsetzung und Ausbau des Gebäudes Bonn, Koblenzer 
Straße 117, zum katholischen Militärbischofsamt 


Im Verlauf der Instandsetzung des Gebäudes Bonn, Koblen- 
zer Straße 117, als Dienstgebäude für das katholische Mili- 
tärbischofsamt stellte sich heraus, daß über die veranschlag- 
ten Instandsetzungsarbei-ten hinaus weitere Arbeiten erfor- 
derlich waren. Dadurch ergaben sich Mehrkosten, die bei 
Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1958 
nicht vorauszusehen waren. 

Da die einmal begonnene Instandsetzungsmaßnahme zur 
Vermeidung von Schäden ohne Unterbrechung zu Ende ge- 
führt werden muß, ist die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 
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14 12 I (Ausgaberest 

744/ loT 1957; 

300 000,—) 


14 12 700 000,— 

74^/8" dazu 

Ausgaberest 

1957: 

481 087,03 
1 181 087,03 


14 12 (Ausgaberest 

750/7 1957: 

3 182,65) 


14 15 
"851 


200 000 000,— 
dazu I 

Ausgaberest | 
1957: I 

295 541 365,83 I 
495 541 365,83 ! 


58 331,68 Instandsetzung der Hochkaserne in Koblenz 

Der auf Grund einer Schätzung in den Haushalt eingestellte 
Betrag von 300 000 DM für die Instandsetzung der Hoch- 
kaserne in Koblenz reicht nicht aus, um die vorgesehenen 
Instandsetzungsmaßnahmen durchzuführen. Der Mehrbedarf 
war bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1958 nicht vorherzusehen, da die Unterlagen nach § 14 
RHO noch nicht Vorlagen. 

Zur Beseitigung der Unterbringungsschwierigkeiten im 
Raum Koblenz ist die Bereitstellung der Mittel unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 

665 467,51 Instandsetzung des Fliegerhorstes in Crailsheim 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1958 war nicht vorauszusehen, daß von den US-Stationie- 
rungstruppen weitere Gebäude auf dem ehemaligen Flieger- 
horst in Crailsheim freigegeben würden, deren Instandset- 
zung erforderlich ist. Die für die Instandsetzungsmaßnahme 
vorgesehenen Mittel reichen daher nicht aus. 

Da die einmal begonnene Instandsetzungsmaßnahme zur 
Vermeidung von Schäden ohne Unterbrechung zu Ende ge- 
führt werden muß, ist die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


81 053,06 Instandsetzung des Bootshafens der Schiffsstammabteilung 
in Glücksburg-Meierwik 

Bei Inangriffnahme der Instandsetzung des Bootshafens der 
Schiffsstammabteilung in Glücksburg-Meierwik stellte sich 
heraus, daß weitere Instandsetzungsmaßnahmen erforderlich 
waren, die vorher nicht erkennbar waren, die aber zur bau- 
lichen Erhaltung der Anlage durchgeführt werden müssen. 
Bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1958 waren die hierdurch entstehenden Mehrkosten nicht 
vorauszusehen. 

Da die einmal begonnene Instandsetzungsmaßnahme zur 
Vermeidung von Schäden ohne Unterbrechung zu Ende ge- 
! führt werden muß, ist die Mehrausgabe unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 

I 

I 

114 902 246,30 Beschaffung von Fahrzeugen einschließlich Zubehör für die 
(Vorgriff) militärischen Dienststellen 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1958 war (auf Grund 
des Militär-Comite-Dokuments „MC 70") wegen der noch 
j nicht abgeschlossenen Umplanung der Aufstellungsvorha- 
I ben der Bundeswehr die Aufstellung eines den Bedarf um- 
j fassenden Kfz. -Programms für die Rechnungsjahre 1958 und 
I 1959 mit Teilprogramm für das Rechnungsjahr 1960 nicht 
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möglich. Zudem erforderten die Vorarbeiten für die weitere 
Typenbereinigung — insbesondere bei den Lastkraftwa- 
gen — einen wesentlich längeren Zeitraum, als ursprünglich 
angenommen worden war. Nach Abschluß dieser Arbeiten 
und nach der genauen Festlegung des Kfz. -Programms er- 
gab sich bei den Vorverhandlungen mit der Kfz. -Industrie, 
daß bei Inauftraggabe größerer Serien und gleichzeitiger 
Verteilung der Auslieferung auf einen größeren Zeitraum 
die Industrie eine dem Aufbau der Bundeswehr gleichlau- 
fende Auslieferung gewährleisten und gleichzeitig wegen 
der dann rationelleren Ausnutzung ihrer Fließbänder und 
ihrer sonstigen Anlagen billigere Preise anbieten kann als 
bei den bisherigen kleinen Aufträgen mit kurzen Ausliefe- 
rungsterminen. Aus Sparsamkeitsgründen und wegen des 
ungestörten Aufbaues der Bundeswehr mußte daher nun- 
mehr der Weg größerer Auftragsvolumina mit Verteilung 
i der Auslieferung auf mehrere Jahre beschriften werden. Daß 
I dies jetzt nach durchgeführter Typenbereinigung und nach 
! Bearbeitung der „MC 70'' möglich ist, war bei Aufstellung 
des Haushaltsentwurfs 1958 nicht vorauszusehen. Der neue 
Weg der größeren Auftragsvergabe war zugleich un- 
abweisbar, um in Zukunft gegenüber der früher zwangs- 
läufigen Methode Einsparungen zu erzielen. Mit den nun- 
mehrigen Großaufträgen waren die vertraglich vereinbarten 
I Anzahlungen und damit Haushaltsüberschreitungen zwangs- 
läufig verbunden. Der BMF hat der Auftragsvergabe nach 
§ 45b RHO für ein Gesamtauftragsvolumen von rd. 

912000 000 DM mit Schreiben vom 16. Januar 1959 (II B/7 
— We 5034 — 1/59) grundsätzlich zugestimmt. 


14 17 (Ausgaberest 
9^“ 1957: 

1 600 000,—) 


10 388 072,90 I Beschaffung von Ausstattungen für ortsfeste militärische Be- 
I triebseinrichtungen des Quartiermeisterwesens 

! Durch die Umgliederung des Heeres in mobile Brigaden, die 
: in den „Einheitsdivisionen 59" zusammengefaßt werden, hat 
' sich der Bedarf der Bundeswehr an Betriebstoffgebinden im 
Rechnungsjahr 1958 erheblich erhöht. Dieser erhöhte Bedarf 
wurde bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1958 nicht vorhergesehen, weil die Umglie- 
derung erst während des Rechnungsjahres 1958 beschlossen 
und begonnen wurde. Da die Kampfkraft der mobilen Ver- 
j bände wesentlich von der Versorgung mit Betriebstoff ab- 
hängt, konnten die Ausgaben für den erhöhten Gebindebe- 
darf nicht bis zum Rechnungsjahr 1959 zurückgestellt wer- 
den. Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 303. 


14 18 
350 


19 107 000,— 


3 255 089,54 


Erhaltung der Schiffe und ihres Inventars 


Bei der Mehrzahl der Schiffe hat sich erst im Verlauf der 
routinemäßigen Instandsetzungsarbeiten herausgestellt, daß 
der schiff- und maschinenbauliche Zustand erheblich schlech- 
ter war, als bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 
1958 angenommen worden ist. Die Reparaturen haben daher 
wesentlich höhere Kosten verursacht, als im Jahresinstand- 
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setzungsplan veranschlagt worden sind. Die beantragte 
überplanmäßige Haushaltsausgabe war unabweisbar, da bei 
I Nichtausführung der notwendigen Reparaturen die Einsatz- 
I bereitschaft der schwimmenden Verbände in Frage gestellt 
j j worden wäre. 

j j Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 303. 


14 18 
970 


17 216 000,— 

Ausgaberest 1957: 


34 708 216,91 
51 924 216,91 


37 128 085,22 Übernahme (Leihe) und Indienststellung von Kriegsschiffen 
(Vorgriff) aus der US-Außenhilfe 

Aufgrund eines bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1958 noch nicht vorgesehenen 
Abkommens vom 15. Oktober 1958 haben die USA schon im 
Rechnungsjahr 1958 die restlichen 5 Leihzerstörer zur Ver- 
fügung gestellt. Die für die Instandsetzung und Ausrüstung 
dieser Zerstörer erforderlichen Ausgaben mußten noch im 
Rechnungsjahr 1958 gezahlt werden, so daß die für das 
Rechnungsjahr 1958 bei Kap. 14 18 Tit. 970 veranschlagten 
Haushaltsmittel nicht ausreichten; es mußten daher 
37 128 085,22 DM überplanmäßig geleistet werden. 

Die Zahlung war, weil sonst die Indienststellung der Zer- 
störer verzögert worden wäre und diese Verzögerung im 
Interesse eines zügigen Aufbaues der Bundeswehr vermie- 
den werden mußte, unabweisbar. 


14 18 
977 


11 539 264,31 


Ankauf und Herrichtung von Schiffen 

In den Schiffsbauplänen des BMVtdg waren zunächst nur 
Schiffsneubauten vorgesehen. Es hat sich jedoch nachträglich 
herausgestellt, daß in einzelnen noch nicht vorhersehbaren 
Fällen der Kauf von geeigneten und bereits vorhandenen 
Schiffen wirtschaftlicher als der Neubau von Schiffen ist. 
Aus diesem Grunde wurde erstmalig im Rechnungsjahr 1958 
bei Kap. 14 18 der Leertitel 977 mit der Zweckbestimmung 
„Ankauf und Herrichtung von Schiffen" in den Bundeshaus- 
haltsplan eingestellt. Die bei diesem Titel anfallenden über- 
planmäßigen Haushaltsausgaben sind bei Kap. 14 18 Tit. 975, 
„Schiffsneubauten", einzusparen, weil durch den Kauf ferti- 
ger Schiffe der Mittelbedarf für den Neubau von Schiffen 
vermindert wird. 

Es wurden gekauft 

2 kleine Betriebstofftanker 4 000 000,^ — DM 

2 mittlere Betriebstofftanker . . . . 7 539 264,31 DM 

zusammen 11 539 264,31 DM 

Die Ausgabe ist unvorhergesehen, weil bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1958 noch 
nicht bekannt war, in welchen Binzelfällen der Kauf fertiger 
Schiffe wirtschaftlicher als der Neubau gleicher Schiffe sein 
würde. Sie ist auch unabweisbar, weil sie im Interesse des 
Aufbaues der Bundeswehr nicht zurückgestellt werden 
konnte. 


Einsparung bei Kap. 14 18 Tit. 975. 
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1422 I 5 149 900 — 
104a ~ I 


103 000 — 


Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütungen der Ange- 
stellten) 

Die Mehraufwendungen sind durch die Erhöhung der Ange- 
stelltenvergütungen mit Rückwirkung vom 1. April 1958 
auf Grund des Tarifvertrages vom 23. Juli 1958 (MinBlFin 
S. 699) bedingt; sie sind unvorhergesehen und infolge der 
rechtlichen Verpflichtung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 108. 


14 ^ 

302 


6 946 500 — 


14 23^ 
301 


110 000 — 


1423 

3o¥^ 


1 400 000 — 


1 375 000 — 


Musterungen 

Die Mehraufwendungen beruhen auf der Erhöhung der An- 
gestelltenvergütungen auf Grund des Tarifvertrages vom 
23. Juli 1958 (MinBlFin S. 699) und auf einer längeren Be- 
schäftigungsdauer des Aushilfsperscnals, als sie dem Haus- 
haltsbetrag zugrunde gelegt war. Die Notwendigkeit hier- 
zu hat sich nach Eintritt der Vollbeschäftigung bei den 
Kreiswehrersatzämtern durch die in laufender Folge vor- 
zunehmenden Musterungen ergeben, um diese ordnungs- 
mäßig vorbereiten und die Ergebnisse der Musterungen 
rechtzeitig auswerten zu können. Weiterhin war aus arbeits- 
rechtlichen Gründen der Abschluß von Arbeitsverträgen 
mit dem Aushilfspersonal für die durchgehende Dauer der 
Musterung des Geburtsjahrganges 1938 geboten. Die Mehr- 
aufwendungen sind unvorhergesehen und infolge der recht- 
lichen Verpflichtung und des dienstlichen Bedürfnisses zur 
Erfüllung der Musterungsaufgaben unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 302. 


61 064,52 


Überführung und Bestattung verstorbener Soldaten 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1958 lagen noch keine 
ausreichenden Erfahrungen für die Veranschlagung der Mit- 
tel vor. Im Laufe des Rechnungsjahres zeigte sich, daß die 
Haushaltsmittel zur Deckung des tatsächlichen Bedarfs 
nicht ausreichten. Für den Bund bestand im Rahmen der 
Richtlinien vom 2. August 1957 (VMBl S. 498) eine Rechts- 
pflicht zur Zahlung. 

Die Ausgaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 23 Tit 115. 


483 000,— 


Fahrkosten für auswärtigen Familienbesuch für Soldaten, 
die Wehrsoldempfänger sind 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1958 war die Entwick- 
lung der Ausgaben, die im Rahmen der Leistungen des § 1 
Abs. 1 des Weh^soldgesetzes den Wehrpflichtigen gewährt 
werden, unvorhersehbar. Im Laufe des Rechnungsjahres 1958 
zeigte sich, daß der geschätzte Haushaltsansatz zur Deckung 
des tatsächlichen Bedarfs nicht ausreichte. Die Wehrpflich- 
tigen haben einen Rechtsanspruch auf diese Leistungen, so 
daß die Ausgaben unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 14 15 Tit 301. 
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Einzelplan 19 

— Bundesverfassungsgericht — 

19 01 

— 

*) 3 107,30 

i Dienstbezüge 


Bezüge des neugewählten Präsidenten des Bundesverfas- 
sungsgerichts, Dr. Gebhard Müller, für die Zeit vom 8. Ja- 
nuar bis 31. Januar 1959. Der frühere Präsident des Bundes- 


verfassungsgerichts, Professor Dr. Josef Wintrich, ist am 
: 19. Oktober 1958 verstorben. Der Witwe sind für die Mo- 
i nate November, Dezember 1958 und Januar 1959 die Bezüge 
j des Verstorbenen — ausschließlich der Dienstaufwandsent- 
schädigung — aus der Planstelle des Präsidenten des Bun- 
I desverfassungsgerichts zu zahlen (Sterbegeld). Da der ge- 
wählte Nachfolger des Verstorbenen, Herr Präsident Dr. 
i Müller, sein Amt als Präsident des Bundesverfassungs- 
' gerichts am 8. Januar 1959 angetreten hat, müssen ihm von 
‘ diesem Zeitpunkt ab die Bezüge gezahlt werden. Die erfor- 
derlichen Mittel müssen außerplanmäßig bereitgestellt 
werden. 


19 01 20 500, — I 24 680,10 ! Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Richter, 

IQ 7 I Beamte, Angestellte und Arbeiter 

[ I Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestiegenen Ko- 

I ; sten für Heilbehandlung und Arzneien haben eine außerge- 

i I wohnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfemittel zur 

j I Folge. Der nach Kopfsätzen errechnete Haushaltsansatz für 

1 I 1958 reicht zur Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. 

! I Auf die Gewährung der Beihilfe besteht Rechtsanspruch. Die 

Ausgabe ist daher unabweisbar. 

19 01 — *) 6 011,75 Kosten des Staatsbegräbnisses und der Trauerfeier für den 

apl 871 I verstorbenen Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts 

'I Aus Anlaß des Ablebens des Präsidenten des Bundesver- 

! fassungsgerichts wurden im Bundeshaus in Bonn und im 

I I Amtsgebäude des Bundesverfassungsgerichts Trauerfeiern 

I I veranstaltet. Für Dekorationen, Kränze, Trauerkarten, Mit- 

I Wirkung des Städtischen Orchesters, Bonn, sowie des Karls- 

I ! ruher Streichquartetts und die Beisetzung sind Auslagen in 

' ' Höhe der beantragten außerplanmäßigen Ausgaben ent- 

standen. Ein unvorhergesehener und unabweisbarer Bedarf 
; ist nachgewiesen. 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

20 01 84 900, — 30 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 

IQ 7 gestellte und Arbeiter 

! ' I 

‘ I Die Ausgaben für Beihilfen beruhen überwiegend auf recht- 

1 , lieber Verpflichtung; sie müssen daher nach dem laufenden 

! ' I Bedarf geleistet werden. Der Haushaltsansatz ist nach einem 

: ; vorgeschriebenen Kopfsatz festgesetzt worden. Die Leistung 

j I der überplanmäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 


44 





Deutscher Bundestag — ■ 3. Wahlperiode 


Drucksache 1249 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1958 

i 

! DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
j gabemittein sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 



noch .Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

20 01 1 

520 000,— 

15 000,— 

Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 

^5a7" 



Die Mehrausgaben sind auf die unumgänglich notwendige 
örtliche Prüfungstätigkeit und die Durchführung verschie- 
dener Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen auf 
Ersuchen des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages zurückzuführen. Eine Einschränkung der örtlichen Prü- 
fungen und Erhebungen ist nicht möglich, wenn der beab- 
sichtigte Zweck erreicht werden soll. Die Ausgaben entspre- 
! eben einem unabweisbaren Bedürfnis. 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 


24 01 106 700, — 27 000,^ — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 

t07 gestellte und Arbeiter 

; Der Haushaltsansatz in Höhe von 106 700 DM wurde nach 

i den feststehenden Kopfsätzen errechnet. Er hat sich infolge 

i unvorhergesehener Beihilfefälle als nicht ausreichend er- 

1 wiesen. Da auf die Gewährung von Beihilfen ein Rechtsan- 

I Spruch besteht, waren die Ausgaben unabweisbar. 

I j Einsparung bei Kap. 24 01 Tit. 104. 


24 03 ! 48 200 000,— | 

220 j I 


6 610 000, — I Verwaltungskostenerstattung 

: Die Aufgaben der Bundesbauverwaltung werden gemäß § 6 
Abs. 4 und 5 des Gesetzes über die Finanzverwaltung vom 
' 6. September 1950 (BGBl. S. 448) durch die Orts- und Mittel- 
behörden der Länder wahrgenommen. Den Ländern steht 
; dafür eine Entschädigung zu. Im Rechnungsjahr 1958 v/aren 
jedoch nur mit einem Teil der Länder Verwallungsabkom- 
‘ men geschlossen. Die Zahlung erfolgt hier aus Kap. 24 03 
Tit. 220. Die Verwaltungskosten der übrigen Länder sollten 
aus den Ansätzen der einzelnen Bauvorhaben, für den Be- 
reich der Stationierungsstreitkräfte aus Kap. 35 11a, zur 
Zahlung kommen. Da die Länder, mit denen Verwaltungsab- 
kommen bestehen, ihre Aufwendungen jedoch nicht nach 
den auf die einzelnen Ressorts entfallenden Kosten aufglie- 
dern, müssen somit auch die Verwaltungskosten für Bau- 
vorhaben der Stationierungsstreitkräfte aus Kap. 24 03 Tit. 
220 erstattet werden. 

Einsparung bei Kap. 35 11a. 

Diese Mehrkosten waren nicht vorherzusehen. Die Ausgaben 
waren unabweisbar. 


24 03 

5ör 


975 000,— 


125 000,— 


Zuschuß für die Vorortbahn Wilhelmshaven 


Die Einnahmen der Vorortbahn Wilhelmshaven sind erheb- 
lich hinter den Erwartungen zurückgeblieben, so daß zur 
Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes weitere Zuschuß- 
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mittel erforderlich sind. Die Bundesrepublik kann sich auf 
Grund ihrer Konzessionspflicht der Übernahme der Mehr- 
kosten nicht entziehen. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 420. 

Die Ausgaben waren unabweisbar. 


24 03 
752 


28 000,— 


77 850,— 


Wilhelmshaven, Kaianlage am ehemaligen Strombauhof, Be- 
seitigung von Gefahrenzuständen, Restbetrag 

Bei der Durchführung von Arbeiten zur Instandsetzung der 
durch Kriegseinwirkungen zerstörten Kaianlagen am ehema- 
ligen Strombauhof stellte sich heraus, daß Uferböschungen 
an den Ecken der Hellingeinfahrt stärker durch den Wel- 
lenschlag unterspült und teilweise zusammengebrochen 
waren. Um den drohenden Zusammenbruch der anschlie- 
ßenden Böschung zu verhindern, waren weitere Arbeiten 
dringend notwendig, die nidit vorherzusehen waren und 
einem unabweisbaren Bedürfnis entsprachen. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 732. 


24 03_ 
apl. 771 


24 03 
apT.772 I 




*) 171 000,— 


Moosburg, ehemaliges Stalag (Neustadtsiedlung) — Kosten- 
anteil des Bundes an der Errichtung eines Hochwasser- 
dammes 


Auf Grund des Artikels 94 des bayerischen Wassergesetzes 
vom 23. März 1907 obliegen der Bau und die Unterhaltung 
von Hochwasserdämmen dem Staate. Dieser ist jedoch be- 
rechtigt, die Anlieger, deren Grundstücke vor Überschwem- 
mungen geschützt werden sollen, zu den Kosten bis zu 
50 V. H. des Gesamtaufwandes zur Kostentragung heranzu- 
ziehen. Das Wasserschiffahrtsamt München hat die Durch- 
führung der Baumaßnahme für 1958 beschlossen. Es bestand 
somit zur Ausgabenleistung ein unabweisbares Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 762. 


*) 134 000,— 


Berenbusch, ehemaliges Heeresverpflegungslager — Ersatz- 
bau für abgebrannte Rauhfutterscheune F 8 


Die von der Firma Westfälisch-Lippisches Lagerhaus Peter 
Cremer KG angemietete Rauhfutterscheune auf dem ehe- 
maligen Heeresverpflegungslager Berenbusch ist am 31. De- 
zember 1957 vollständig niiedergebrannt. Diese war zum 
Neuwert gegen Brandschaden bei der Thuringia Versiche- 
rungs AG versichert. Die fällig gewordene Versicherungs- 
summe in Höhe von 119 900 DM wird bei Kap. 24 03 Tit. 24 
als Einnahme nachgewiesen. 

Da die Mieterin dringend einen Ersatzbau benötigt, muß die 
Rauhfutterscheune neu erstellt werden. Die Gesamtbau- 
kosten betragen 134 000 DM. Die Durchführung dieser Ban- 
maßnahme ist unabweisbar. 
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24 03 
apl. 789 


24 04 
200 


52 000,— 


*) 11 430, — ' Früheres Kinderheim auf dem Priwall in Lübeck-Travemünde 
— Ausbau von 15 behelfsmäßigen Wohnungen zu Dauer- 
, Wohnungen 

! Zur Beseitigung von festgestellten Schwammschäden wurden 
j im Rechnungsjahr 1957 überplanmäßige Ausgabemittel in 
Höhe von 40 000 DM bereitgestellt, von denen jedoch im 
bezeichneten Rechnungsjahr nur 28 570 DM verausgabt 
i werden konnten. Der Restbetrag von 11 430 DM mußte somit 
: zur endgültigen Beendigung der Baumaßnahme außerplan- 
j mäßig im Rechnungsjahr 1958 bereitgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 762. 

40 000, — i Geschäftsbedürfnisse 

. Die überplanmäßigen Mittel wurden dringend für die Ab- 
' rcchnung von 11 Auslandsbauleitungen benötigt. Die Ko- 
: sten waren von den Auslandsvertretungen des Auswärtigen 
! Amtes verauslagt. Eine genaue Veranschlagung war bei 
' Aufstellung des Haushalts 1958 nicht durchführbar, weil 
diese Mittel bisher nicht titelmäßig veranschlagt waren, son- 
dern global aus den Bauleitungsmitteln bezahlt wurden. 
Darüber hinaus fehlten Vergleichskosten über die Höhe der 
Kosten, da es sich um Zahlungen in den verschiedenen über- 
seeischen Ländern handelt. Eine Zurückstellung der Zah- 
lung war nicht möglich, da das Auswärtige Amt hierfür be- 
reits in Vorlage getreten war. 

: Einsparung bei Kap. 24 04 Tit. 218. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


25 01 I 1 661 300,— 
104a~: 


25 01 
107 


47 300 — 


18 388, — ! Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütung der Ange- 
1 stellten) 


i Mit Zustimmung des BMF wurden ab 1. Februar 1959 
I 6 Stellen für Angestellte, die bei der Bundesfinanzverwal- 
1 tung entbehrlich geworden waren, gemäß § 36a Abs. 3 RHO 
dem BMWo für die Einrichtung eines Geschäftsprüfungs- 
dienstes im Rahmen der Wohnungsfürsorge des Bundes für 
seine Verwaltungsangehörigen übertragen. Die erforder- 
lichen Ausgabemittel werden bei Einzelplan 08 04 Tit. 104a 
eingespart. 


15 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Häufung der - Krankheitsfälle sowie die gestiegenen 
Kosten der Heilbehandlung und Arzneien verursachen er- 
höhte Aufwendungen für Beihilfen. Die nach Kopfsätzen 
veranschlagten Haushaltsmittel reichen zur Deckung der an- 
fallenden Ausgaben bei weitem nicht aus. Auf die Gewäh- 
rung der Beihilfen besteht ein Rechtsanspruch. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 25. 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


25 01 

To3^ 


108 300,^ 


1 


^_01 

206 


158 000 — 


15 000, — i Post- und Femmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
I sowie Rundfunkgebühren 

: Die Haushaltsmittel dienen zur Bestreitung der Mehrkosten, 
j die dem BMWo für Post- und Fernmeldegebühren entstan- 
I den sind. 

j Die Haushaltsüberschreitung ist begründet 

a) durch die postalisch ungünstige Lage des Bundesministe- 
I riums für Wohnungsbau; hierdurch entstehen erhöhte 

Portokosten; 

b) durch den bisher nicht ausreichend berücksichtigten Um- 
stand, daß das BMWo für den Fernsprechverkehr an 
das Ortsnetz Bad Godesberg angeschlossen ist und Ge- 

i spräche nach Bonn — soweit nicht über Querverbin- 
i düng — Ferngespräche sind; 

j c) durch die Erhöhung des Anteils an den Bewirtschaftungs- 
! kosten der Fernsprechzentrale der Amerikanischen Bot- 
schaft ab 1. Oktober 1958 von 3000 DM auf 5500 DM. 

Die Haushaltsüberschreitung konnte nicht vorausgesehen 
werden. Die Mehrausgaben lassen sich auch nicht in das 
nächste Rechnungsjahr verlagern. Für die Leistung einer 
überplanmäßigen Ausgabe besteht somit ein unabweisbares 
Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 25 03 Tit. 603. 


16 520,— 


Bewirtschaftung von Dienstgnindstücken und Diensträumen 

Die Haushaltsmittel dienen zur Bestreitung der Mehrkosten, 
die dem BMWo infolge von Tariferhöhungen bei dem mit 
der Reinigung der Dienstgebäude beauftragten Reinigungs- 
institut und durch Hinzukommen von neuen Büro- und Kan- 
tinenräumen entstanden sind. Die Mehrausgaben sind zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unvermeidbar. Die 
Haushaltsüberschreitung konnte nicht vorausgesehen wer- 
den. Die Mehrausgaben lassen sich auch nicht in das nächste 
Rechnungsjahr verlegen. 

Für die Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe besteht 
somit ein unabweisbares Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 25 04 Tit. 575b. 


2 ^ 02 ^ 
apl. 950 


! 


*) 50 000,— 


Zuschuß zu den Kosten der Internationalen Bauausstellung 
1957 in Berlin 


Der Stadt Berlin wurde im Rechnungsjahr 1957 zur Ab- 
deckung eines Fehlbetrages für die Durchführung der Inter- 
nationalen Bauausstellung in Berlin ein Bundeszuschuß von 
500 000 DM bewilligt. Der Bewilligungsbescheid wurde mit 
der Auflage versehen, daß hiervon 450 000 DM im Rahmen 
des sich ergebenden Kassenbedarfs abgerufen werden konn- 
ten, während die Auszahlung eines Restbetrages in Höhe 
von 50 000 DM von dem Nachweis der Gesamtfinanzierung 
abhängig gemacht wurde. Daraufhin wurden im Rechnungs- 
jahr 1957 von den bewilligten 500 000 DM kassenmäßig 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

’ nur 450 000 DM ausgegeben. Nach dem Ergebnis der Prü- 
fung des Verwendungsnachweises sind die Voraussetzun- 
; gen für die Auszahlung der restlichen 50 000 DM erfüllt. — 
; Da es sich bei den im Rechnungsjahr 1957 bewilligten 
I 500 000 DM um überplanmäßige Haushaltsmittel handelte 
I und der verbliebene Ausgaberest somit nicht in das Rech- 
I nungsjahr 1958 übertragen werden konnte, im Rechnungs- 
jahr 1958 Haushaltsmittel bei Kap. 25 02 Tit. 950 aber nicht 
veranschlagt sind, ist eine Abdeckung der eingegangenen 
rechtsverbindlichen und daher unabweisbaren Verpflich- 
tung nur im Wege über eine außerplanmäßige Haushalts- 
ausgabe möglich. 

Im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 1958 war 
diese Ausgabe nicht vorherzusehen. 

Einsparung bei Kap. 25 03 Tit. 603. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 01 115 600,— 


2^01 

215b 


20 000 — 


40 000, — i Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die im Haushalt 1958 in Höhe des Richtsatzes veranschlag- 
ten Mittel für Beihilfen in Notfällen reichen nicht aus. Da 
auf Beihilfen ein klagbarer Rechtsanspruch besteht, liegt 
zur Abwicklung der vorliegenden Anträge ein unabweis- 
bares Bedürfnis für zusätzliche Mittel vor. 


10 000 ,— 


Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Bundesmihister Professor Dr. Dr. Oberländer ist auf Ein- 
ladung der Pakistanischen Regierung mit Billigung des 
Bundeskanzlers zum Studium des Flüchtlingsproblems nach 
Karaschi geflogen. 

Die Bedeutung dieses Besuches liegt auch darin, daß die 
UNO das Jahr 1959 als „Weltflüchtlingsjahr" proklamiert 
hat. Auch Deutschland wird auf Aufforderung des Hohen 
Kommissars für das Flüchtlingswesen, Dr. Lindt, an dem 
Weltflüchtlingsjahr teilnehmen und damit die Möglichkeit 
haben, vor dem internationalen Forum seine besondere 
Lage vortragen zu können. Die Teilnahme der Pakistani- 
schen Regierung ist wegen der Bedeutung, die dieses Pro- 
blem zwischen Indien und Pakistan hat, besonders wichtig. 
Der Gedankenaustausch zwischen den Regierungen von 
Pakistan und der Bundesrepublik dürfte sich auch auf die 
Organisation und die Bedeutung des Weltflüchtlingsjahres 
gut auswirken. Die seit Anfang November 1958 sich ab- 
zeichnende politische Entwicklung im Zusammenhang mit 
der Frage Berlin, Wiedervereinigung und Friedensvertrag 
hat gesteigertes Interesse der amerikanischen Bürger für 
Deutschland geweckt. 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 03 
apl. 101a 


! Mrs. Eleanor L. Dulles, die Deutschland-Referentin im ame- 
rikanischen State Department und Schwester des amerika- 
nischen Außenministers, halt eine Vortragsreise durch einen 
Vertreter meines Hauses für wünschenswert und erforder- 
lich. Außer in New York und Washington soll die deutsche 
Frage — mit Schwerpunkt Vertriebenenproblem — vor 
zahlreichen Verbänden, Universitäten und Clubs vorgetra- 
gen werden. 

Durch diese unvorhergesehenen, nicht aufschiebbaren Reisen 
tritt eine unabweisbare Ausgabe ein, die aus den bereit- 
stehenden Haushaltsmitteln nicht gedeckt werden kann. 


*) 65 000,— 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen der planmäßigen 
Beamten (einschließlich der in Planstellen angestellten 
Beamten auf Probe) 


Für die durch den Beschluß des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 3, Juli 1958 bewilligten kw- 
Stellen in Durchführung des § 18b des G 131 in der Fassung 
vom 11. September 1957 (BGBl. I S. 1296) sind im Haus-, 
halt 1958 keine Mittel vorgesehen. 


Die auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen entstehenden 
unabweisbaren Ausgaben sind durch Einsparungen bei den 
Vergütungen der Angestellten gedeckt. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 I 1 516 300 — 

101 j 


28 600,— 


Amtsbezüge des Ministers und Dienstbezüge, Zulagen und 
Zuwendungen der planmäßigen Beamten 


Der bei Kap. 27 01 Tit. 101 für das Rechnungsjahr 1958 ver- 
anschlagte Haushaltsbetrag in Höhe von 1 516 300 DM 
konnte infolge der Besoldungsneuregelung nur nach Durch- 
schnittsbeträgen errechnet werden. Zugrunde gelegt wurden 
die Grundgehaltssätze der viertletzten Dienstaltersstufe. 
Erst nach Überleitung der Dienstbezüge in das BBesG, die 
gegen Ende des Rechnungsjahres 1957 abgeschlossen wer- 
den konnte, wurde festgestellt, daß diese Sätze zur Deckung 
des tatsächlichen Bedarfs nicht ausreichen würden. Ein- 
schließlich der März-Gehälter ergibt sich für das Rechnungs- 
jahr 1958 ein Jahresbedarf von insgesamt 1 544 900 DM. 


27 01 
107 


45 400,— 


80 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestiegenen 
Kosten der Heilbehandlung und Arzneien haben eine außer- 
gewöhnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfenmittel zur 
Folge. Der nach Kopfsätzen veranschlagte Haushaltsansatz 
1958 reicht zur Deckung der anfallenden Ausgaben nicht 
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27 01 
201c 


noch Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


i 

35 100,— 


aus. Auf die Gewährung der Beihilfe besteht ein Rechts- 
anspruch. 

Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar und kann nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 


12 800 — 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen (Ergänzung, so- 
weit die einzelne Maßnahme die Kostengrenze von 5000 DM 
nicht überschreitet) 

1. Mit der Anmietung der Diensträume in Berlin, Kur- 
fürstendamm 32, wurden von der Landespostdirektion 
Berlin Einrichtungsgegenstände im Werte von 21 426,96 
DM übernommen. Zur Deckung dieser Kosten wurden 
im Rechnungsjahr 1958 bei Kap. 27 01 Tit. 201 unter Be- 
rücksichtigung einer entsprechenden Abnutzungsgebühr 
15 000 DM veranschlagt. In Abzug gebracht waren 
30 V. H. der Gesamtkosten. 

Auf Grund einer im Laufe des Rechnungsjahres 1958 
zwischen dem BMF und dem BMP getroffenen Verein- 
barung wurde die zunächst vorgesehene Kürzung auf 
15 V. H. ermäßigt. Die Forderung der Postverwaltung 
erhöhte sich dadurch auf 18 212,91 DM. 

Zwischenzeitlich wurden von der Landespostdirektion 
Kosten in Höhe von 2 115,78 DM für weitere Geräte pp. 
in Rechnung gestellt, die in der ursprünglichen Forde- 
rung nicht enthalten waren. Zu erstatten sind mithin ins- 
gesamt rd. 20 400 DM; der zusätzliche Bedarf beläuft sich 
auf 5400 DM. 


2. Im Bundeshaus in Berlin mußte die Elektro-Installation 
erneuert werden, da die alte Anlage den VDE-Vorschrif- 
ten nicht entsprach. Hierdurch wurden nunmehr die 
Voraussetzungen für eine angemessene Beleuchtung ge- 
schaffen, und zwar sowohl hinsichtlich der Ausleuchtung 
nach den ergangenen Beleuchtungs-Vorschriften, als 
auch nach der Zahl der Beleuchtungsquellen. Die vor- 
handenen Beleuchtungskörper — es handelt sich hierbei 
noch um die kriegsbedingte Notbeleuchtung — im Haupt- 
treppenhaus und den Fluren des Hauptbaus sowie in den 
Häusern II und III reichen beleuchtungs-technisch nicht 
aus und müssen durch Neuanschaffungen ergänzt werden. 

Die hierdurch entstehenden Kosten sind unabweisbar. 
Die Maßnahme kann nicht zurückgestellt werden, da 
nach Fertigstellung der neuen Anlage die bisherigen 
Brennstellen totgelegt und die neuen Beleuchtungskör- 
per montiert werden müssen. Die Kosten hierfür be- 
tragen 4900 DM. 

3. Die Bundesbaudirektion Berlin hat es für notwendig er- 
achtet, im Zuge der Umbauarbeiten des großen Sitzungs- 
saales des Bundeshauses in Berlin wegen der außer- 
ordentlich schlechten Akkustik und einer besseren Aus- 
nutzung des Raumes eine Änderung der Platzanordnung 
vorzunehmen. Dieser Plan erfordert die zusätzliche Be- 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 315 600 — 

206 


27 01 8 500 000,— 

304 


i Schaffung von 3 neuen Sitzungstischen und 10 Sesseln, 
die bis zur neuen Inbetriebnahme des Sitzungssaales zur 
j Verfügung stehen müssen. Anschaffungspreis 2500 DM. 

! 

55 100, — I Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

t Der gesteigerte Bedarf ist insbesondere entstanden durch 
* erhöhte Aufwendungen an Mieten auf Grund von Nach- 
tragsverträgen für die Dienstgebäude Lennestraße 1 und 
Am Hofgarten 22 in Bonn, durch verstärkten Einsatz von 
Reinigungsinstituten für Gebäude und Fensterreinigung in 
den Dienstgebäuden und durch erhöhten Reinigungsmittel- 
Bedarf sowie Mehraufwendungen für ein weiteres Dienst- 
gebäude in Berlin. 

Es handelt sich hierbei um nicht vorhersehbare Mehraus- 
gaben, die zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs unab- 
weisbar notwendig sind und nicht bis zum nächsten Rech- 
nungsjahr zurückgestellt werden können. 


700 000,— 


Betriebsbeihilfen zur Sidiei^ng des Güterverkehrs mit 
Berlin 


Die Haushaltsmittel werden benötigt zur Durchführung von 
bestimmten, im gesamtdeutschen Interesse notwendigen 
Maßnahmen zur Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin, 
die auf Grund der Entwicklung im Laufe des Rechnungs- 
jahres 1958 sich zwangsläufig ergeben haben und nicht vor- 
hersehbar waren. 


Die Ausgaben sind im Sinne der Zielrichtung des Fonds un- 
erläßlich und können nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr 
zurückgestellt werden. 


27 01 
307 


5 000 000,— 


4 000 000,— 


Förderung besonderer kulturpolitischer Maßnahmen gesamt- 
deutschen Charakters in Berlin 


Die Mehrausgabe ist zurückzuführen auf eine Programm- 
erweiterung, die sich im Laufe des Rechnungsjahres 1958 
aus politischen Gründen als unabweisbar erwiesen hat. 


27 01 
dpi. 712 


i 


i 

i 


*) 88 744,84 


Maßnahme zur Betriebssicherheit der elektrischen Energie- 
versorgung im Bundeshaus Berlin, Berlin W 15, Bundes- 
allee 216/218 


Eine Überprüfung der Betriebssicherheit der elektrischen 
Energieversorgung der 3 Dienstgrundstücke (Bundeshaus 
Berlin) durch die Bundesbaudirektion Berlin ergab unerwar- 
tet und ohne daß dies vorauszusehen war die Notwendig- 
keit zur sofortigen Erneuerung der gesamten elektrischen 
Installation. Der Zustand des Leitungsnetzes, das aus der 
Zeit vor dem ersten Weltkrieg stammt und in den Jahren 
1908 bis 1910 verlegt wurde, schloß größte Gefahr an Leib 
und Leben für das Bedienungspersonal ein. Es bedurfte 
einer völligen Erneuerung der elektrischen Anlagen ein- 
schließlich der unvorschriftsmäßigen Haupt- und Unterver- 
teilungen. 
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27 01 
apl. 850 


I 


27 01 ! 

apl. 880 I 


I 

I 

I 


Da die Bundesbaudirektion Berlin die Verantwortung für 
die Belassung des Zustandes ablehnte, war die Durchfüh- 
rung der Maßnahme mit dem oben angegebenen Kostenauf- 
wand zwingend notwendig geworden. Mit der Erneuerung 
des Leitungsnetzes einschließlich aller Nebenstellen war die 
Unterputzverlegung (Maurer-, Stemm-, Fräs- und Putz- 
arbeiten) und der sich daraus ergebenden Renovierung der 
Flure und Treppenhäuser verbunden. 

*) 30 800, — . Anschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 

a) Aus Gründen der Verkehrs- und Betriebssicherheit müs- 
sen 2 Dienstkraftwagen, und zwar 1 Opel-Kapitän (Bau- 
jahr 1952), der überwiegend repräsentativen Belangen 
der Berliner Vertretung des Auswärtigen Amtes dient, 
sowie 1 als Aktenwagen genutzter VW-Kombi-Bus (Bau- 
jahr 1952), aus dem Verkehr gezogen werden. Ausweis- 
lich der eingeholten Gutachten des zuständigen Kraft- 
fahrzeug-Sachverständigen in Berlin wird die Über- 
holung dieser Fahrzeuge für unwirtschaftlich erachtet. 
Da die Kraftwagen für den Dienstbetrieb dringend be- 
nötigt werden, ist eine sofortige Ersatzbeschaffung un- 
erläßlich und unabweisbar. Vorgesehen ist der Ankauf 
eines Opel-Kapitän (9900 DM) und eines VW-Kombi-Bus 
(6700 DM). 

b) Die besondere Situation Berlins erfordert in verstärktem 
Maße die Anwesenheit politischer Persönlichkeiten in 
Berlin. Wegen Überalterung des Fahrzeugsparks des 
Bundeshauses in Berlin besteht zur Zeit keine Möglich- 
keit, diesen Besuchern einen ihrer Stellung entsprechen- 
den Kraftwagen zur Verfügung zu stellen. Es hat sich 
daher als unerläßlich und dringend notwendig erwiesen, 
für die Berliner Fahrbereitschaft ein weiteres, den reprä- 
sentativen Anforderungen genügendes Fahrzeug zu be- 
schaffen. Anschaffungskosten 14 200 DM. 

*) 53 000, — Beschaffung von verwaltungseigenen Fernmeldeanlagen 

a) Die bisher von der Deutschen Bundespost gemieteten 
Fernschreibapparate müssen auf Anordnung des BMP 
zurückgegeben werden. Die Ersatzbeschaffung dieser 
Geräte war ursprünglich für das Rechnungsjahr 1959 
vorgesehen. Inzwischen hat sich auf Grund der derzeiti- 
gen politischen Lage die zwingende Notwendigkeit er- 
geben, zur Abschirmung des verstärkten Nachrichten- 
und Gedankenaustauschs bei den Dienststellen in Bonn 
und Berlin FS-Mischgeräte aufzustellen. Aus wirtschaft- 
lich-technischen Gründen ist es unerläßlich, den Ankauf 
der Verschlüsselungsanlage mit der Beschaffung der zu- 
nächst zum 1. April 1959 vorgesehenen neuen Fern- 
schreibanlage zu verbinden. 

Die Kosten belaufen sich auf rd. 37 900 DM. 

b) Die Fernsprechzentrale im Bundeshaus Berlin bedient 
außer 20 Amtsleitungen auch 10 außenliegende Neben- 
stellen. Bedingt durch die politischen Ereignisse ist in 
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der letzten Zeit eine derartige Häufung gleichzeitig an- 
laufender Gespräche eingetreten, daß eine ordnungs- 
gemäße Vermittlung der Gespräche nicht mehr möglich 
ist. Lange Wartezeiten und zum Teil erhebliche Stockun- 
gen im Vernlittlungsverkehr, besonders in den Haupt- 
geschäftszeiten, sind die Folge. Die sofortige Einrichtung 
eines zweiten Arbeitsplatzes ist daher zur Behebung 
dieser nicht länger vertretbaren Mängel unabweisbar. 

Die Kosten hierfür betragen rd. 11 300 DM. 

c) Die Landespostdirektion Berlin beabsichtigt, die ur- 
sprünglich für das Jahr 1960 geplante Einrichtung eines 
Selbstwählferndienstes für Ferngespräche nach dritten 
Orten bereits im Jahr 1959 und mit Düsseldorf späte- 
stens am- 1. April 1959 zu verwirklichen. Der Fernsprech- 
verkehr sämtlicher Berliner Vertretungen, und zwar 
auch der Dienststellen, deren sächliche Verwaitungs- 
kosten nicht im Einzelplan 27 etatisiert sind, wickelt sich 
über die Fernsprechvermittlung des Bundeshauses in 
Berlin ab. Mit Einführung des Selbstwählferndienstes ist 
die Einzelerfassung der Gebühren im Fernsprechverkehr 
und damit auch die Kontrolle und Verrechnung von er- 
stattungspflichtigen Gesprächen nicht mehr möglich. 

Der Einbau von Gebührenzähl-Einrichtungen in die 
Amtsleitungen ist zwingend notwendig, wenn eine Er- 
höhung des Ausgabebedarfs für Fernsprechgebühren pp. 
vermieden werden soll. 

Die Einbaukosten betragen rd. 3800 DM. 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familien- und Jugendfragen — 

29 01 — *) 218 000, — Darlehen für die Anmietung eines Dienstgebäudes 

apl. 712 Für das zur geschlossenen Unterbringung des BMFJ ange- 

mietete Dienstgebäude in Bonn, Berliner Freiheit/Ecke 
Boeselagerhof, wurde dem Eigentümer ein Darlehen von 
300 000 DM gewährt. Nach dem Miet- und Darlehnsvertrag 
waren 2 Teilbeträge von je 100 000 DM und die Makler- 
gebühr im Rechnungsjahr 1958 zu zahlen. Der letzte Teil- 
betrag von 100 000 DM ist im Rechnungsjahr 1959 fällig. 
Die Leistung der Ausgaben war unabweisbar und unauf- 
i schiebbar. 
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Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft — 


31 01 
apl. 101a 


31 01 
107 


s 

— *) 40 140, — Dienstbezüge der Beamten ohne Planstellen (des früheren 

Sonderministers Waldemar Kraft) 

Gemäß dem Rundschreiben des Staatssekretärs des Bundes- 
kanzleramtes vom 30. Oktober 1957 — 4 — 14010 — 4603/57 
betr. Neubildung der Bundesregierung wurde die von dem 
früheren BMZ, Gruppe B, wahrgenommene Aufgabe der 
Koordinierung der wasserwirtschaftlichen und wasserrecht- 
lichen Fragen dem BMAt übertragen. Im Zusammenhang 
. mit dieser Aufgabenübertragung sind auch 2 Beamte über- 
nommen worden, für die keine Planstellen vorhanden waren. 
Die Bemühungen, die beiden Beamten in freie Planstellen 
anderer Ressorts zu überführen, blieben ergebnislos, so daß 
das unvorhergesehene und unabweisbare Bedürfnis ent- 
standen ist, die Mittel für die Dienstbezüge für 1958 außer- 
planmäßig bereitzustellen. 

Im Einzelplan 31 für 1959 sind Planstellen für die beiden 
Beamten ausgebracht. 

J Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 101. 

27 000, — 16 400, — I Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 

Angestellte und Arbeiter 

Die große Anzahl der Krankheitsfälle sowie mehrere län- 
gere Krankenhausaufenthalte von Bediensteten hatten eine 
außergewöhnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfemittel 
I zur Folge. Der nach Kopfsätzen veranschlagte Haushalts- 
ansatz 1958 reichte zur Deckung der anfallenden Ausgaben 
nicht aus. Auf die Gewährung der Beihilfen besteht ein 
Rechtsanspruch. Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen. 
Eine überplanmäßige Ausgabe wurde unabweisbar. 


31 01 90 000, — 11 291,94 Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 

; sowie Rundfunkgebühren 

I Mit Schreiben vom 4. Juni 1958 hat der Bundeskanzler die 

I Zuständigkeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft ge- 

regelt. Dadurch waren die Voraussetzungen gegeben, die 
Sachkosten für die vom früheren BMZ übernommenen Auf- 
I I gaben auch haushaltsmäßig zu regeln. Bei der Aufstellung 

: ‘ des Haushalts 1958 konnte daher nicht vorausgesehen wer- 

den, ob und in welcher Höhe Mehrausgaben für die 
Gruppe III — Wasserwirtschaft — entstehen. 

I Die Ausgaben waren unabweisbar und konnten nicht bis 

i zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparungen bei Kap. 31 01 Tit. 215b. 

31 01 320 000, — 18 969,49 i Informationswesen sowie Beiträge zur Beteiligung an in- 

und ausländischen Messen und sonstigen Veranstaltungen 
auf dem Gebiet der Atomkernenergie 

I Mit Schreiben vom 4. Juli 1958 hat der Bundeskanzler die 

i Zuständigkeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft < 

regelt. Dadurch waren die Voraussetzungen gegeben, die 
Sachkosten für die vom früheren BMZ übernommenen Auf- 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft — 


gaben auch haushaltsmäßig zu regeln. Bei der Aufstellung 
des Haushalts 1958 konnte daher nicht vorausgesehen wer 
; den, ob und in welcher Höhe Mehrausgaben für die 
! Gruppe III — Wasserwirtschaft — entstehen. 

i Die Ausgaben waren unabweisbar und konnten nicht bis 
I zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 218. 


31 02 
605 


120 000 ,— 


! 



31 02 

'eiF 


3 500 000,— 


80 000,— 


Zuschüsse für das wissenschaftliche Berichtsweseri and den 
Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet der Atomkemenergie 


I Die Arbeiten des Gmelin-Instituts in Frankfurt (Main) zum 
I Aufbau einer Dokumentations-Organisation sind schneller 
j vorangeschritten, als anfänglich erwartet werden konnte. Es 
sind deshalb unaufschiebbare Ausgaben angefallen. Unvor- 
hergesehen und deshalb im Voranschlag für 1958 nicht be- 
rücksichtigt war ferner, daß die 2. Genfer Atomkonferenz 
auch auf dem Gebiete des wissenschaftlichen Berichtswesens 
I für das Gmelin-Institut einen erhöhten Aufwand gebracht 
' hat. 


Außerdem hat das Institut von der Atomic-Energy-Commis- 
sion (AEG) in Washington eine Atombibliothek kostenlos 
erhalten, deren Aufstellung und Ordnung unvorhergesehene 
Kosten verursacht. 


Nach einer Kostenaufstellung des Gmelin-Instituts wurden 
bis zum 31, März 1959 insgesamt 193 200 DM benötigt. Die 
Prüfung der Aufstellung ergab, daß die angeführten Aus- 
gaben, insbesondere für die Anwendung des maschinellen 
Dokumentationsverfahrens, unvermeidbar waren und nicht 
ohne schwerwiegende Rückschläge beim Aufbau der Doku- 
mentationsarbeit für das Rechnungsjahr 1959 zurückgestellt 
werden konnten. 


Der im Entwurf zum Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1959 bei Kap. 31 02 Tit. 605 mit 320 000 DM ver- 
anschlagte Haushaltsansatz wird in voller Höhe für Aus- 
gaben benötigt, die im Zuge des weiteren Ausbaues des 
Dokumentationswesens auf Grund der Vorschläge des zu- 
ständigen Fachausschusses der Deutschen Atomkommission 
zwingend entstehen. 


288 993,82 Förderung der Aufsuchung und des Abbaues von Uranvor- 
kommen und der Aufbereitung von Uranerzen 

Für den Ankauf eines Grundstücks für die Uran-Aufberei- 
: tungsanlage in Ellweiler sind ein Darlehen von 250 000 DM 
und für die Errichtung dieser Anlage der 1. Teilbetrag von 
500 000 DM eines Bundeszuschusses an die Gewerkschaft 
Brunhilde-Hannover gezahlt worden. Bei beiden Zahlungen 
handelt es sich um unvorhergesehene und unabweisbare 
Ausgaben, die bei der Bemessung des Haushaltsansatzes für 
1958 nicht berücksichtigt waren und zu der überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe geführt haben. 

Einsparung bei Kap. 31 02, Tit. 610, 
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Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


32 0^ 15 000,^1 

201 ^ 



32 03 
206 


I 


171 700 — 1 


32 03 
302 


260 000 — 


15 000, — I Unterhaltung und Ersatz der Geräte und Ausstattungsgegen- 
stände in den Diensträumen (Ergänzung, soweit die einzelne 
Maßnahme die Kostengrenze von 5000 DM nicht überschrei- 
i tet) 

; Zum 1. April 1959 wurden bei der Bundesschuldenverwal- 
tung — Dienststelle Berlin — für die Umstellung vom ver- 
einfachten S-Verfahren — nach dessen Beendigung — auf 
das E-Verfahren bei der Ablösung nach dem Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetz und zur Vorbereitung und Durchführung 
der Altsparerentschädigung 50 Bedienstete neu eingestellt. 
Um zu gewährleisten, daß die Neueingestellten ihre Arbeit 
sofort aufnehmen konnten, mußten noch im Monat März 
; 1959 die erforderlichen Büromöbel und -maschinen beschafft 
werden. Die Anschaffungen waren dringend erforderlich und 
unabweisbar. Sie waren bei der Aufstellung des Haushalts- 
voranschlags 1958 nicht vorauszusehen. Eine Zurückstellung 
dieser Ausgaben bis zum Beginn des Rechnungsjahres 1959 
war aus dienstlichen Gründen nicht vertretbar. 

j Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 300. 

j 

168 190,35 j Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

; Das Dienstgebäude in Berlin-Tempeihof (Columbiahaus) 

: wird gemeinsam von der Bundesschuldenverwaltung, dem 
; Kartellamt und dem Hauptzollamt Hansa benutzt. Vom BMF 
! wurde der Bundesschuldenverwaltung — Dienststelle Ber- 
: lin. — die Hausverwaltung für das gesamte Dienstgebäude 
' übertragen. Die dadurch bei Tit. 206 entstehende Mehraus- 
f gäbe war dringend erforderlich und unabweisbar. Sie konnte 
nicht vorhergesehen werden, weil die Bundesschuldenver- 
waltung erst nach Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 
1958 hausverwaltende Dienststelle für das Gebäude wurde. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 300. 


100 000, — Kosten des Bereinigungs Verfahrens, Börseneinführungs- 
kosten und Emissionssteuern für Auslandsbonds sowie 
Kosten für Maßnahmen zur Einsparung von Wertpapier- 
bereinigungskosten 

Im Zusammenhang mit dem Umtausch der Young- und 
i Dawes-Anleihe waren die Zahlungen für die englische Bör- 
I sen-Stempelsteuer sowie die Kosten für die Veröffentlichung 
I von amtlichen Listen gemäß § 12 AuslWBG und Anmelde- 
gebühren nach § 63 Abs. 3 AuslWBG im Rechnungsjahr 1958 
! bei weitem höher angefallen, als bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1958 vorauszusehen war. Die dadurch bei 
Tit. 302 entstehende Mehrausgabe war dringend erforder- 
lich und unabweisbar, da sie auf rechtlichen Verpflichtungen 
beruhte. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 300. 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

*) 42 109,28 Anschaffung von Lochkartenmaschinen 

apl. 870 



Die Bundesschuldenverwaltung hatte von der Firma IBM 


folgende Lochkartenmaschinen angemietet: 


3 Alpha-Locher, Type 024, Modell 001 und 
2 Lochprüfer, Type 056, Modell 002. 

Es war aus Ersparnisgründen erforderlich geworden, diese 
5 Maschinen käuflich zu erwerben. Sie werden im Rahmen 
I der 4 V.H.- Ablösungsschuld von 1957 voraussichtlich auf eine 
' Dauer von rd. 25 Jahren benötigt. Die Miete für 1 Locher 
betrug monatlich 188 DM, für 1 Lochprüfer 210 DM. Hieraus 
ergab sich, daß der Kaufpreis der 5 Lochkartenmaschinen 
in Höhe von 42 109,28 DM dem Mietpreis von 3 Jahren und 
9 Monaten entspricht. Nach dieser Zeit hat die Bundesschul- 
denverwaltung keine Miete zu zahlen, wodurch ab 1. Januar 
1963 für jedes weitere Jahr 11 808 DM eingespart werden. 
Die Ausgaben waren unabweisbar und bei Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlags 1958 nicht vorherzusehen. 


32 09 
apl. 689 


*) 12 252 386,46 Zahlungen im Rahmen der Abwicklung des deutsch- sch wei- 
, zerischen Abkommens über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz vom 26. August 1952 

Nach dem Gesetz vom 22. Juni 1957 (BGBl. II S. 497) ist der 
bei der Abwicklung des deutsch-schweizerischen Vermögens- 
abkommens entstandene Überhang an Beiträgen den Ver- 
mögenseigentümern zurückzuzahlen. 

Außerdem ist noch für einzelne Überweisungen von Liqui- 
dationserlösen durch die Schweizerische Verrechnungsstelle 
(Umwandlungsfälle) der DM-Gegenwert den deutschen Be- 
rechtigten zur Verfügung zu stellen. In beiden Fällen wird 
der ausgegebene Betrag anschließend aus dem bei der Deut- 
schen Bundesbank angelegten Überhang wieder verein- 
nahmt, so daß eine Haushaltsbelastung nicht eintritt. 

Nach dem Stand der Abwicklung in der Schweiz war zu er- 
warten, daß die Arbeiten mit Ablauf des Haushaltsjahres 

1957 beendet werden können. Für die im Rechnungsjahr 

1958 abgewickelten weiteren Fälle mußten daher die erfor- 
derlichen Haushaltsmittel außerplanmäßig bereitgestellt 
Werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat diese 
j Maßnahme gebilligt. 


33 03 
150 


41 000 000 — 


Einzelplan 33 — Versorgung — 

2 970 487,74 | Ruhegehälter 

I Der Mehrbedarf ist auf Zunahme der Emptängerzahl in nicht ’ 
erwartetem Umfang zurückzuführen. Die Mehrausgaben 
waren unvorhergesehen und unabweisbar. 
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noch Einzelplan 33 — Versorgung — 


33 03 
152 ~ 


8 200 000 ,— 


33 03^ 
161 


1 640 000,— 


33 03 
163 


135 000,- 


33 04 
160 


33 04 
161 


1 000,- 


10 000 ,- 


33 07 
161 ' 


33 08 
' 162 " 


16 500 000,- 


1 000 000 ,- 


2 363 911,79 Witwen- und Waisengelder 

Siehe Begründung zu Kap. 33 03 Tit. 150. 

769 152,10 j Beihilfen 

; Mehrausgaben infolge höherer beihilfefähiger Aufwendun- 
gen. Die auf Grund der Beihilfengrundsätze in der Fassung 
des Erlasses vom 10. April 1953 (MinBlFin S. 308) zu leisten- 
den Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. Auf die Gewährung der Beihilfen besteht ein Rechts- 
anspruch. 


3 817, — Zusätzliche Renten sowie Unterstützungen an ausgeschie- 
dene Angestellte und Arbeiter und deren Hinterbliebene 

Der Mehrbedarf ist auf Zunahme der Empfängerzahl in nicht 
I erwartetem Umfang zurückzuführen. Die Mehrausgaben 
waren unvorhergesehen und unabweisbar. 

826, — j Unterstützungen 

! Bei Berechnung des Haushaltsansatzes 1958 ist eine zu nied- 
I rige Empfängerzahl zugrunde gelegt worden. Die Mehr- 
i ausgabe war für einzelne besonders bedürftige Fälle inso- 
I weit unvorhergesehen und unabweisbar. 

1 

208, — I Beihilfen 

Die gestiegenen Kosten für Heilbehandlung und Arzneien 
' haben eine außergewöhnlich starke Inanspruchnahme der 
, Beihilfemittel zur Folge. Der Haushaltsansatz 1958 reicht zur 
Deckung der Ausgaben nicht aus. Die auf Grund der Bei- 
hilfengrundsätze in der Fassung des BMF-Erlasses vom 
fO. April 1953 (MinBlFin S. 308) zu leistenden Mehraus- 
gaben sind unabweisbar, da auf Beihilfen ein Rechtsanspruch 
besteht. 


914 072,81 Beihilfen 

Mehrausgaben infolge höherer beihilfefähiger Aufwendun- 
gen. Die auf Grund der Richtlinien des BMF gemäß § 56 
G 131 zu leistenden Mehrausgaben waren unvorhergesehen 
und unabweisbar. 

692 985,75 Ehrensold für die Träger höchster deutscher Kriegsauszeich- 
nungen des ersten Weltkrieges 

, Die Träger höchster deutscher Kriegsauszeichnungen des 
ersten Weltkrieges haben gemäß § 11 des Gesetzes über 
; Titel, Orden und Ehrenzeichen vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
: S. 844) einen Rechtsanspruch auf Ehrensold, der einheitlich 
25 DM monatlich beträgt. Bei Aufstellung des Haushalts 
1958 stand die Zahl der Ehrensoldempfänger noch nicht fest. 

; Die Schätzungen lagen zu niedrig. Hinzu kommt, daß § 11 
des Gesetzes rückwirkend ab 1. Oktober 1956 in Kraft ge- 
treten ist (Hinweis auf § 19 des Gesetzes). Hierdurch sind 
auch im Rechnungsjahr 1958 Nachzahlungen zu leisten. 

1 Die Mehrausgaben sind unabweisbar. Sie waren bei Auf- 
I Stellung des Haushalts 1958 nicht vorherzusehen. 
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Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 

ausländischer Streitkräfte — 

300 000, — Luftbrücke Berlin 

Nach der vom Bundeskabinett gebilligten Vorlage des BMV 
vom 12. Februar 1959 — Al— 2080/5911 — sind auf den 
Flugplätzen Wunstorf-Celle und Hannover-Langenhagen 
Sonderbaumaßnahmen durchzuführen. Da sich die Durchfüh- 
rung verzögert hat, ist im Rechnungsjahr 1958 nur eine un- 
abweisbare Ausgabe von 11 010,08 DM entstanden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 


*) 141 120 000, — Zahlungen, die auf Grund besonderer Vereinbarung an die 
Regierung des Vereinigten Königreichs von Großbritannien 
und Nordirland zu leisten sind. 

Nach Abschnitt I Nr. 3 der im Bundesgesetzblatt Teil II von 
1959 Seite 544 veröffentlichten Vereinbarung zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland über eine Devisenhilfe an Großbritannien (Arti- 
kel 3 des Nordatlantik-Vertrages) hat die Bundesrepublik 
Deutschland an das Vereinigte Königreich von Großbritan- 
nien und Nordirland für 1958 eine Jahreszahlung von 
141 120 000 DM zu leisten. 

Die Ausgabe ist unabweisbar. 

Einsparung im Rahmen der verfallenen Mittel des Einzel- 
plans 14. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

40 03 98 000 000, — 60 270 312,59 Kosten der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte, Kriegs- 

306 j hinterbliebene und ehemalige politische Häftlinge (ausge- 

nommen Darlehen) 

Die Kosten der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte, 
i Kriegshinterbliebene und ehemalige politische Häftlinge 

sind im Rechnungsjahr 1958 stärker angewachsen, als im 
Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 1958 erwartet 
werden konnte. Die Maßnahmen auf diesem Gebiet sind erst 
1 in den letzten Jahren voll angelaufen. Auch haben verschie- 

! dene Gesetze (z. B. Fünfte Novelle zum BVG, Novelle zum 

Häftlingshilfegesetz und Mehrbedarfsgesetz vom 4. Juli 
1957) Leistungsverbesserungen gebracht und den Personen- 
kreis der Berechtigten erweitert. Außerdem verursachte die 
Intensivierung der sozialen Fürsorge auf dem Gebiet der 
Erziehungsbeihilfen und der Berufsfürsorge, hier insbeson- 
dere das Eintreten der geburtenstarken Vorkriegs- und 
Kriegsjahrgänge in die gehobene Ausbildung, zwangsläufig 
höhere Kosten. 


35 05 
301 


35 0 4 
^ 8 ” 
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noch Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

Die Mehrausgabe 

a) konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 1958 nicht 

i vorhergesehen werden und 

b) ist auf Grund gesetzlicher Vorschriften unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 71. Sitzung vom 18. März 1959 von der überplanmäßi- 
I gen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 

i gegen sie erhoben. 


40 03 I 7 200 000, — 15 474 387,86 Kosten der Fürsorge im Ausland und der Rückführung von 

3 Q 7 I ■ Deutschen 

Durch die verstärkte Familienzusammenführung und Aus- 
siedlung von Deutschen aus dem Ausland, insbesondere aus 
den polnisch verwalteten deutschen Gebietsteilen, und durch 
die Rückführung deutscher Zivilgefangener und Zivilver- 
: schleppter aus der UdSSR sind die Rückführungskosten so- 

^ wie die Verwaltungskosten der Arbeitsgemeinschaft der 

I Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege „Familienzu- 

sammenführung und Kinderdienst" im Vergleich zum Vor- 
jahre erheblich angestiegen. Die Verpflichtung des Bundes 
zur Übernahme der Kosten der Rückführung von Deutschen 
aus dem Ausland und aus den unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Gebietsteilen ergibt sich aus § 15 des 
Ersten Überleitungsgesetzes in der Fassung vom 28. April 
i 1955 (BGBl. I S. 193), 

Die Mehrausgaben waren 

a) auf Grund gesetzlicher Verpflichtung unabweisbar und 

b) bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1958 nicht 
vorherzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 71. Sitzung vom 18. März 1959 von der überplanmäßi- 
gen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken er- 
hoben. 

Einsparung bei Kap. 40 10 Tit. 300. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

150 000, — Kosten der Drucklegung des Bundeshaushaltsplans und der 
Bundeshaushaltsrechnung einschließlich des sonstigen Ma- 
terials 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1958 war davon aus- 
zugehen, daß aus diesen Mitteln nur die durch den Druck 
des Bundeshaushaltsplans 1959 entstehenden Kosten bestrit- 
ten werden müßten. Tatsächlich mußten daneben aus dem 
I Ansatz aber auch noch die Druckkosten des Haushaltsplans 
1958 gedeckt werden, weil diese Ausgaben wegen der durch 


60 02 500 000,— 

200 ~ 


Kap. 

Tit. 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaitung — 

: die Regierungsneubildung verspäteten Einbringung des Ent- 
wurfs des Haushalts 1958 erst im laufenden Rechnungsjahr 
! anfielen. Im Rechnungsjahr 1957 ergab sich dadurch eine 
j entsprechende Minderausgabe. Die überplanmäßige Ausgabe 
i ist unabweisbar. Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG 
! liegen vor. 

I 

1 Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 350. 


60 02 12 000 000,— 2 000 000, > Prägekosten, Metallbeschaffungskosten und sonstige Kosten 

396 i I Unterhaltung des Münzumlaufs und Bekämpfung der 

I ' Falschmünzerei 

I Im Rechnungsjahr 1958 waren, insbesondere durch die vor- 

■ ; zeitige Ausstattung des Saarlandes mit deutschen Münzen, 

> mehr Münzen zu prägen, als bei Aufstellung des Bundes- 
! haushaltsplans 1958 vorauszusehen war. Die Mehrausgabe 
; I ist zur Sicherung eines geordneten Münzumlaufs unabweis- 

I I bar notwendig. Sie konnte nicht bis zum nächsten Rech- 

! i nungsjahr hinausgeschoben werden. 

^ i I 

! j Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG sind damit er- 

' 1 füllt. 

! Die Mehrausgabe wird durch erhöhte Einnahmen bei Kap, 

60 02 Tit. 68 gedeckt. 


60 02 — : *) 35 000 000, — Gewährung eines Darlehens an die Landwirtschaftliche Ren- 

pj 553 tenbank (LRB) zur Förderung besonderer agrarwirtschaft- 

licher Aufgaben 

Die LRB ist durch Gesetz vom 11. Mai 1949 (WiGBl. S. 77) 
als rechtsfähige Bundesanstalt (Zentralbank) zur Gewährung 
von Krediten für die Landwirtschaft und die Ernährungs- 
wirtschaft einschließlich Forstwirtschaft und Fischerei errich- 
tet worden. Das Grundkapital der Bank besteht aus den 
nach § 3 des Gesetzes über die Rentenbankgrundschuld vom 
11. Mai 1949 (WiGBl. S. 79) von der Land- und Forstwirt- 
1 Schaft aufgebrachten Rentenbankgrundschuldzinsen. 

Reingewinne der Bank, die nach Bildung der gesetzlichen 
i und satzungsmäßigen Rücklagen verbleiben, dürfen nur zur 

: Förderung der Landwirtschaft, insbesondere der landwirt- 

schaftlichen Erzeugung oder der landwirtschaftlichen For- 
^ schung, verwendet werden. 

I Die LRB ist Funktionsnachfolgerin der Deutschen Renten- 

; bank Kreditanstalt (RKA), die ihre Geschäfte im Bundes- 

gebiet und Berlin abwickelt. Die zusätzlichen Aufgaben der 
; LRB aus der Abwicklung der RKA als Funktionsnachfolge- 
rin wirken sich auf die Rentabilitätslage des Instituts nach- 
I teilig aus. 

Durch die Gewährung eines Darlehens in Höhe von 
; 35 000 000 DM soll die LRB in die Lage versetzt werden, 

; ihre bedeutenden agrarwirtschaftlichen Aufgaben besser er- 
I i füllen zu können. 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Das Darlehen soll von der LRB in Höhe des am Auszah- 
lungstage geltenden Bundesbankdiskontsatzes verzinst wer- 
I den. Es ist rückzahlbar am 31. März 1962 mit 15 000 000 DM 

I I und am 31. März 1963 mit 20 000 000 DM. Die LRB soll be- 

I rechtigt sein, das Darlehen jederzeit vorzeitig zurückzu- 

; zahlen. 

I Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1958 war diese 
1 Maßnahme noch nicht vorauszusehen; es konnten daher 
! noch keine Mittel für diesen Zweck bereitgestellt werden. 

: Die Ausgabe muß daher außerplanmäßig geleistet werden. 
Die Voraussetzungen nach Artikel 112 GG sind somit als 
erfüllt anzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
' seiner 59. Sitzung am 18. Februar 1959 von der Bewilligung 
I dieser außerplanmäßigen Haushaltsausgabe Kenntnis ge- 
I nommen und keine Bedenken erhoben. 

! Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 315. 

I 

*) 2 200 000, — Darlehen an das Land Berlin zur Durchführung von Vor- 
sorge maßnahmen für die Berliner Bevölkerung, 1. Teilbetrag 

Auf Grund der politischen Entwicklung im Rechnungsjahr 
1958 war es erforderlich, daß das Land Berlin im Zusam- 
menhang mit Vorsorgemaßnahmen für seine Bevölkerung 
sofort Kühlräume einrichtete. Diese Maßnahme erforderte 
im Rechnungsjahr 1958 einen Bedarf von 2 200 000 DM. Die- 
ser Betrag war auf andere Weise als durch eine finanzielle 
Flilfe des Bundes nicht aufzubringen. Die Ausgabe war für 
den Bund unabweisbar und bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1958 nicht vorherzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 59. Sitzung am 18. Februar 1959 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
I ken erhoben. 

j 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 

*) 150 000 000, — Darlehen an die Berliner Bank AG zur Finanzierung von 
Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung 

: Zur Durchführung der für Berlin vorgesehenen Bevor- 
ratungsmaßnahmen war es unabweisbar, daß der Bund den 
j größten Teil der anfallenden Kosten übernahm. Die Bun- 
I desmittel sind aus Zweckmäßigkeitsgründen der Berliner 
i Bank AG zur entsprechenden Verwendung darlehensweise 
zur Verfügung gestellt worden. Die Ausgabe konnte bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1958 noch nicht vorherge- 
i sehen, sie muß daher außerplanmäßig geleistet werden. 

■ Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 

der Maßnahme in seiner 59. Sitzung am 18. Februar 1959 
I Kenntnis genommen und keine Bedenken erhoben. 

; Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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60 05 40 000 000, — 30 400 000, — Zuschuß zur Abdeckung der Verpflichtungen des Landes 

57 Qc Berlin gegenüber der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin 

Der im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1958 
vorgesehene Betrag von 40 000 000 DM hat zur Abdeckung 
der bei der Bemessung der Bundesmittel für Berlin zu be- 
rücksichtigenden Verpflichtungen des Landes Berlin gegen- 
über der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin nicht aus- 
gereicht. Entsprechend dem erhöhten Zuschußbedarf der All- 
gemeinen Ortskrankenkasse Berlin mußten deshalb dem 
Land Berlin weitere Zuschußbeträge zur Verfügung gestellt 
werden. Die gesetzlichen Voraussetzungen für diese Maß- 
nahme gemäß § 33 Abs. 1 RHO in Verbindung mit Artikel 
112 GG liegen vor. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 62. Sitzung am 25. Februar 1959 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken dagegen erhoben. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


Darlehen an das Land Berlin zur Restfinanzierung des so- 
zialen Wohnungsbaus in Berlin im Rechnungsjahr 1958 

Zur Durchführung des sozialen Wohnungsbaus 1958 sollten 
dem Land Berlin außer dem Darlehensteilbetrag im Rahmen 
des bei Kap. A 60 05 Tit. 571 des Bundeshaushaltsplans 1958 
vorgesehenen Bundesdarlehens weitere 30 000 000 DM vor- 
übergehend aus Flüchtlingswohnungsbaumitteln zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Die Bereitstellung des Betrages von 30 000 000 DM war je- 
doch wegen der starken Inanspruchnahme der Mittel für 
den Flüchtlingswohnungsbau nicht möglich. Damit das vor- 
gesehene Bauprogramm durchgeführt werden konnte, war 
es erforderlich, dem Land Berlin den fehlenden Betrag von 
30 000 000 DM darlehensweise zusätzlich zu dem im Rahmen 
der Bundeshilfe gewährten Darlehen zur Verfügung zu stel- 
len. Die Voraussetzungen des Artikels 112 in Verbindung 
mit § 33 RHO liegen vor. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages wurde 
von dieser Maßnahme im Zusammenhang mit der Unter- 
richtung über die Berlin-Hilfe in Kenntnis gesetzt; er hat 
keine Bedenken dagegen erhoben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


60 06 4 000 000, — 12 329 142,84 Beitrag zum Verwaltungshaushalt der Europäischen Wirt- 

020 Schaftsgemeinschaft 

' i a) Bei der Aufstellung des Haushaltsplans für 1958 sind die 

I bei Tit. 620 veranschlagten Mittel auf Grund erster 
I Schätzungen der Kommission der Europäischen Wirt- 



60 05 I — *) 30 000 000,— 

apl. 572 
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Schaftsgemeinschaft berechnet worden. Der Haushalts- 
plan der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist erst 
am 4. November 1958 für das Haushaltsjahr 1958 (= Ka- 
lenderjahr) vom Rat aufgestellt worden. Hiernach entfiel 
auf die Bundesrepublik ein Beitragsanteil von 144 894 820 
bfrs., welcher unter Berücksichtigung der bei den einzel- 
nen Zahlungen unterschiedlichen Devisenkurse dem Be- 
trag von 12 169 933,24 DM 

entsprach; 

davon sind bereits im Rechnungsjahr 
1957 geleistet worden 1 344 470,40 DM. 

Auf das Rechnungsjahr 1958 entfielen 10 825 462,84 DM, 
veranschlagt waren 4 000 000, — DM. 

Betrag der ersten überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe 6 825 462,84 DM. 


b) Darüber hinaus hatte der Rat auf seiner 16. Tagung am 
4. Dezember 1958 beschlossen, daß die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft als Vorschuß auf die Finanzbeiträge 
zum Verwaltungshaushalt 1959 für das 1. Vierteljahr 
1959 insgesamt 234 000 000 bfrs zur Verfügung stellen, 
wovon auf die Bundesrepublik 28 v. H. = 65 520 000 bfrs 
entfielen. Unter Zugrundelegung der amtlichen Parität 
von 8,40 DM für 100 bfrs ergab sich damit die Notwen- 
digkeit einer weiteren überplanmäßigen Ausgabe von 
5 503 680 DM. 

Beide überplanmäßigen Zahlungen beruhen auf vertrag- 
licher Verpflichtung. Sie waren unabweisbar und konn- 
ten bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1958 noch 
nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
in seiner 46. Sitzung am 4. Dezember 1958 von den 
überplanmäßigen Bewilligungen Kenntnis genommen 
und keine Bedenken dagegen erhoben. 

Einsparung bei Kap. 60 06 Tit. 624. 


60 06 
623 


4 000 000,-^- 


i 


2 507 092,14 ! Beitrag zum Verwaltungshaushalt der Europäischen Atom- 
gemeinschaft 

a) Der Haushaltsansatz war auf Grund erster Schätzungen 
der Kommission der Europäischen Atomgemeinschaft in 
j den Bundeshaushaltsplan eingestellt worden. Der Haus- 
' haltsplan der EAG für das Haushaltsjahr 1958 (= Ka- 
lenderjahr) ist erst am 4. November 1958 vom Rat auf- 
gestellt und in gleicher Höhe endgültig festgestellt wor- 
den. Hiernach entfielen auf die Bundesrepublik nach 
I Artikel 172 des Vertrages bei einem Beitragsanteil von 
j 28 V. H. = 67 664 520 bfrs; das waren unter Berücksich- 

I tigung der bei den Zahlungen unterschiedlichen Devisen- 
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60 06 
625 


4 524 300 — 1 


60 06 
apl. 626 


kurse 5 686 445,74 DM. 

Hierauf sind im Rechnungsjahr 1957 
außerplanmäßig als Vorschuß bereits 
gezahlt worden 1 343 193,60 DM 

bleiben 4 343 252,14 DM 

Haushaltsansatz 1958 4 000 000, — DM 

Betrag der ersten überplanmäßigen 

Haushaltsausgabe 343 252,14 DM. 

b) Da das Haushaltsverfahren für den Haushaltsplan 1959 
der EAG nicht rechtzeitig abgeschlossen werden konnte, 
hatte der Rat auf seiner 16. Sitzung am 4. Dezember 
1958 gemäß Artikel 178 Abs. 3 des EAG-Vertrages be- 
schlossen, der Kommission als Vorschuß auf die 
Verwaltungsausgaben für das 1. Vierteljahr 1959 
I 92 000 000 bfrs zur Verfügung zu stellen. Davon ent- 

j fielen auf die Bundesrepublik ein Anteil von 28 v. H. 
j 25760000 bfrs. 

I Unter Zugrundelegung der amtlichen Parität von 8,40 DM 
j für 100 bfrs ergab sich somit die Notwendigkeit für 

eine zweite überplanmäßige Ausgabe von 2 163 840 DM. 

j Die beiden überplanmäßigen Zahlungen konnten bei der 
i Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1958 noch nicht 
vorhergesehen werden, da zu diesem Zeitpunkt noch 
keine Angaben über den Finanzbedarf der EAG Vor- 
lagen. Die Bundesrepublik war zur Zahlung durch die 
vertraglichen Bestimmungen des EAG-Vertrages ver- 
pflichtet. 

j Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
i seiner 46. Sitzung am 4. Dezember 1958 von den überplan- 
I mäßigen Bewilligungen Kenntnis genommen und keine Be- 
I denken dagegen erhoben. 

Einsparung bei Kap. 60 06 Tit. 624. 

126,94 Beitrag für den Europäischen Wirtschaftsrat (OEEC) 

; Die Beitragszahlungen der Bundesrepublik an die OEEC, 
die unabweisbar sind und nicht aufgeschoben werden kön- 
i nen, da es sich um völkerrechtliche Verpflichtungen han- 
delt, wurden im Rechnungsjahr 1958 vorwiegend in ffrs 
I geleistet. Dabei ergaben sich Kursdifferenzen, die nicht vor- 
herzusehen waren, da Anweisung und Zahlung der Beiträge 
nicht am gleichen Tage erfolgen. Diese Kursschwankungen 
führten zu einer überplanmäßigen Ausgabe von 126,94 DM. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 

*) 357 000, — Sonderbeitrag für die Studiengruppe der Europäischen 
Gesellschaft für die chemische Aufarbeitung bestrahlter 
Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC) 

^ Beim Europäischen Wirtschaftsrat (OEEC) ist am 20. Dezem- 
j ber 1957 eine Konvention zwischen 12 OEEC-Ländern über 
; die Errichtung einer Gemeinschaftsanlage für die chemische 
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Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe unterzeichnet 
worden. Nach ihrer Ratifikation, die voraussichtlich im 
Frühjahr 1959 abgeschlossen sein wird, soll eine „Euro- 
päische Gesellschaft für die chemische Aufarbeitung be- 
strahlter Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC)" gegründet wer- 
den, deren Statuten ebenfalls am 20. Dezember 1957 in 
Paris unterzeichnet worden sind. 

Um den Zeitraum zwischen der Unterzeichnung der Ver- 
träge und der Ratifikation nicht ungenützt verstreichen zu 
lassen, hat sich der Ministerrat der OEEC entschlossen, zur 
Ausarbeitung eines Vorprojektes und Einrichtung eines Vor- 
kommandos am künftigen Sitz der EUROCHEMIC in Mol 
einen Sonderbeitrag in Höhe von 500 000 S an die Studien- 
gruppe der EUROCHEMIC zu leisten. 

: Von diesem Sonderbeitrag entfällt nach Mitteilung der 
^ deutschen Vertretung beim Europäischen Wirtschaftsrat in 
I Paris auf die Bundesrepublik ein Anteil von 4 250 000 bfrs 
j = 357 000 DM. 

I Der Sonderbeitrag wird nach der Ratifikation der Verträge 
I auf den Kapitalanteil der Bundesrepublik an der EURO- 
! CHEMIC angerechnet 

^ Da der Beitrag zu leisten war, andererseits jedoch für diese 
Zwecke keine Haushaltsmittel im Bundeshaushaltsplan 1958 
vorgesehen waren, mußte die Zahlung im Wege einer 
außerplanmäßigen Bewilligung erfolgen. 

Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG sind gegeben. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 62. Sitzung am 25. Februar 1959 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
i denken dagegen erhoben. 

I Einsparung bei Kap, A 60 05 Tit. 892. 
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